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1. Prüfungsauftrag

1 Mit Vertrag vom 28. November 2013 beauftragte uns die Landrätin des Kreises Plön
– Ge mein deprü fungsamt –, im Auftrage und für Rechnung der Ge meinde Ost see-
bad Laboe, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 des Ei gen be triebes 

Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe,

Laboe

(nachstehend auch "Eigenbetrieb" genannt)

zu prüfen. Wir haben den Prüfungsauftrag mit Schreiben vom 4. Dezember 2013
an genommen. Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der Eigen-
betriebs ver ordnung (EigVO) des Landes Schleswig-Holstein aufgestellt und ist er-
gänzt um ei nen Lage bericht.

Für die Durchführung der Prüfung finden das Kommunalprüfungsgesetz (KPG) des
Landes Schleswig-Holstein und die Allgemeinen Vertragsbedin gungen für die Jah-
resabschlussprüfung kommunaler Wirtschaftsbetriebe (AV-Jap) Anwendung.

2 Über Art und Umfang sowie das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den folgen-
den Bericht, der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-
schlussprüfungen erstellt wurde. Die beigefügten Anlagen sind in einem Ver zeich-
nis zusammengestellt.

3 Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung
die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. Darüber hinaus
haben wir eine Unabhängigskeitserklärung entsprechend dem Deutschen Corpora-
te Governance Kodex abgegeben.

4 Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten die
AV-Jap. Darüber hinaus sind, soweit sich aus den gesetzlichen Bestimmungen für
die Jahresabschlussprüfung nach dem KPG und den AV-Jap nichts anderes ergibt,
 — auch im Ver hält nis zu Dritten — die als An la ge 11 beigefügten "Allgemeinen
Auf tragsbe din gun gen für Wirt schaftsprüfer und Wirtschafts prüfungsgesellschaf-
ten" in der Fas sung vom 1. Januar 2002 vereinbart.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

5 Gemäß § 14 Abs. 2 KPG i. V. m. § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Ab schluss-
prüfer mit den anschließenden Ausführungen vorweg zur Darstellung der Lage des
Eigenbetriebes im Jahresabschluss und Lagebericht durch die gesetzlichen Vertreter
Stellung. Da bei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbe standes und
der zukünf tigen Entwicklung des Eigenbetriebes unter Berücksichtigung des Lage-
berichtes ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beur tei-
lung der Lage des Eigenbetriebes ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes gewonnen haben.

6 Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind hervorzuheben:

¨ Marktrisiken für den Betrieb ergeben sich aus der allgemeinen wirtschaftlichen
Entwicklung sowie Veränderungen im Reise- und Buchungsverhalten der Kon-
su menten. Daneben unterliegt die Ostseeküste in vielen Urlaubsgebieten einem
Modernisierungsumbruch, bei dem der Eigenbetrieb in Laboe nachziehen muss.
Der Be triebs teil Tou ris mus ist da ne ben stark ab hän gig vom Wet ter. Ein weite-
res Risiko birgt die Verwaltung des Gemeindebetriebes. Die Bewältigung des ho-
hen Ar beits auf kom mens in der Verwaltung muss in Zu kunft si cher gestellt wer-
den. Da her ist es ein erklärtes Ziel, die Ablauforganisation des Gesamtbetriebes
zu künf tig so zu or gani sie ren, dass zeit nah eine Abbildung des betrieblichen Ge-
sche hens an die Wer klei tung gege ben werden kann. Er werden diesbezüglich
inner be trieb lich diver se Hand lungsan sät ze verfolgt.

¨ Im Be triebs teil Tou ris mus weisen die Gäs te zah len des Jah res 2013 ei ne di ver-
gie rende Ten denz auf. Die Zahl der Gäs te stieg im Ver gleich zum Jahr 2012 um
7,7 % an. Demge gen über lag die Anzahl der Über nach tungen et wa 1,1 % un ter
dem Ni veau des Vor jahres. Die durch schnitt liche Ver weildauer der Gäs te ist da-
her ins gesamt auf 5,3 Tage zurückge gangen. Dies entspricht ei nem Rückgang
von 6,6 % im Ver gleich zu 2012. Insge samt ist das Ge schäfts jahr bes ser als ge-
plant ver laufen. Dem ge plan ten Ver lust von TEUR -68 steht ein tat sächli ches Er-
geb nis von TEUR -41 ge genüber. Diese deutli che Verbesserung ist besonders auf
die Strandkur- sowie die Fremdenver kehr sabga be zurückzufüh ren. 

¨ Der Erfolgsplan 2013 sah für den Hafen einen Verlust in Höhe von TEUR -27 vor.
Das tatsächliche erwirtschaftete Ergebnis lag mit TEUR -58 deutlich über dem
Plan. Diese deutliche Überschreitung ist im Wesentlichen auf die mit der Er neu-
erung der Steganlage verbundenen Abbruchkosten zurückzuführen.

¨
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¨ Für die Meerwasserschwimmhalle wurde in der Erfolgsrechnung 2013 mit ei-
nem Ver lust in Hö he von TEUR 534 gerechnet. Aufgrund der Auflösung einer
Rückstellung in Höhe von TEUR 30 wird im Er gebnis jedoch nur ein Verlust von
TEUR 521 aus ge wiesen. Im September 2014 wird durch einen Bürgerentscheid
über die Zukunft der Meerwasserschwimmhalle entschieden. Während die In-
itiatoren des Bürgerbegehrens einen Weiterbetrieb der Schwimmhalle er rei-
chen möchten, hat die Ge mein de ver tre tung mehrheitlich bekundet, den Be trieb
der Schwimm halle ein zustel len. 

¨ Für den Betriebsteil Bauhof wurde mit einem Gewinn in Höhe von TEUR 8 ge-
plant. Tatsächlich liegt das Ergebnis in 2013 mit TEUR -2 deutlich über dem
Plan. Dieser Verlust ist un ter an de rem da rin be grün det, dass der Auf wand für
die Pfle ge und Un ter hal tung des Ma schinen parkes höher ausfiel als geplant.

7 Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist
die Beurteilung der Gesellschaft einschließlich der dargestellten Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lage-
beurteilung durch die Geschäftsführung ist dem Umfang nach angemessen und in-
haltlich zutreffend. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass
der Fortbestand des Unternehmens gefährdet wäre.VORABZUG
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2.2 Wichtige Veränderungen bei den rechtlichen, wirtschaftlichen
und steuerlichen Grundlagen

8 Im Geschäftsjahr 2010 wurde die Mehrwasserschwimmhalle mit allen Aktiva und
Passiva in den Ei genbetrieb der Gemeinde Ostseebad Laboe ein gegliedert. In die-
sem Zu sam men hang wurde auch eine Bürgschaftsverpflichtung zu guns ten der
För de Sparkasse für den ehemali gen Be treiber der Saunalandschaft in Höhe von
ins gesamt TEUR 360 übernommen. Für die drohende Inanspruch nahme ein schließ-
lich even tueller Ne benkosten wurde zum Zeitpunkt der Eingliederung der
Schwimmhalle in 2010 ei ne Rück stel lung in Hö he von TEUR 380 gebil det. Gleich-
zeitig wurde zur Klä rung, ob die För de Spar kas se be rech tigte An sprüche aus der
Bürg schaft herleiten kann, der Kla ge weg be schrit ten. Ein in 2013 ergangenes Urteil
hat nunmehr die An sprü che be kräf tigt. Aufgrund der ge ringen Erfolgsaussichten
hat der Eigenbetrieb auf die Ein le gung ei ner Revi sion ver zichtet. Danach wird der Ei-
gen betrieb zur Zah lung des ver bürg ten Be tra ges von TEUR 360 verpflichtet. Im Jah-
res ab schluss zum 31. De zember 2012 wur de die ser Be trag da her aus den Rück stel-
lun gen in die sons tigen Ver bind lich kei ten um ge glie dert. Die restliche Rückstel lung
in Höhe von TEUR 20 wurde er gebnis wirksam auf gelöst. Die Zahlung des verbürg-
ten Betrages in Höhe von TEUR 360 er folgte En de 2013.

Im Übrigen werden die rechtlichen und die wirtschaftlichen Grundlagen in der An-
lage 5 dargestellt. VORABZUG
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

9 Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und den La ge-
bericht des Eigenbetriebes für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember
2013 ge prüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah res ab schluss und La ge-
be richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vor schrif ten und den er gän zen den
Rege lungen der Eigenbetriebssatzung lie gen in der Ver ant wor tung der ge setzli chen
Ver treter des Eigenbetriebes. Unse re Auf gabe ist es, auf der Grundla ge der von uns
durchgeführ ten Prüfung ei ne Be urtei lung über den Jahresabschluss unter Ein bezie-
hung der Buch füh rung und über den La ge bericht abzugeben.

Darüber hinaus haben wir die Feststellungen nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie
§ 14 Abs. 2 KPG, die den Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG ent sprechen,
zu treffen.

10 Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §§ 316 ff. HGB unter Beach tung
der vom Institut der Wirt schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ord nungsmäßiger Ab schluss prü fung vorge nommen. Danach ha ben wir die Prü fung
problemorientiert — jedoch ohne spezielle Ausrichtung auf ei ne Unterschla gungs-
prüfung — so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Ver stöße ge gen die ge setzli-
chen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tat sächli chen Verhält nissen
entsprechenden Bildes der Vermögens, Finanz- und Er tragslage der Gesell schaft
wesentlich auswirken, hätten erkennen müssen. Art, Umfang und Ergebnis der im
Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse ren Ar beitspa pieren
festgehalten. 

Auftragsgemäß beachten wir auch das KPG und die AV-Jap. Bei der Prüfung der
Ord nungsmäßigkeit der Betriebsleitung und der wirtschaftlichen Verhältnisse ha-
ben wir die veröffentlichten "Grundsätze für die Prüfungen von Unternehmen nach
§ 53 HGrG" entsprechend angewendet. Hierbei haben wir den vom IDW veröffent-
lich ten Prü fungsstandard "Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG" (IDW
PS 720) be ach tet; er ist die sem Be richt als Anlage 8 beigefügt.

Feststellungen unter anderen Gesichtspunkten — insbesondere im Hinblick auf die
Beachtung sonstiger rechtlicher Vorschriften sowie auf etwaige Unredlichkeiten im
Geld-, Waren- oder sonstigen Geschäftsverkehr — waren nicht Ge gen stand unse res
Auftrages. Wir haben bei unserer Prüfung keine Anhaltspunkte für derartige Un-
redlichkeiten gefunden. 
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Eine Überprüfung von Art und Umfang des Versicherungsschutzes, insbesondere
ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegen-
stand des uns erteilten Auftrags zur Jahresabschlussprüfung.

11 Wir haben unsere Prüfung im Juli 2013 in den Ge schäfts räu men der Ge mein de La-
boe und in un se rem Bü ro durchge führt. An schlie ßend er folgte die Fer tig stel lung
des Prü fungs be richtes.

12 Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns ge prüf te und mit ei nem un ein ge-
schränkten Bestätigungsvermerk vom 12. Februar 2014 verse hene Vor jah res ab-
schluss zum 31. De zember 2012. Der Landrat des Krei ses Plön  — Ge meinde-
prüfungsamt — hat kei ne wei teren Feststel lungen ge troffen. Der Jah resab schluss
wurde mit Beschluss der Ge mein devertre tung vom 26. Februar 2014 un ver än dert
festgestellt. Die Veröffent lichung erfolgte im "Probsteier Herold".

Als Prüfungsunterlagen dienten uns ferner die Buchhaltungsunterlagen, Belege so-
wie das gesamte Akten- und Schriftgut des Eigenbetriebes.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der
Werkleitung und den uns zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig er-
bracht worden.

13 Ergänzend hierzu hat uns die Werkleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitser-
klärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchhaltung und in dem zu prü fen den Jah-
res ab schluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflich tun gen, Wag-
nis se und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Er träge ent-
hal ten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haf tungs-
ver hältnisse bekannt gegeben worden sind.

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich der erwarte-
ten Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen
Gesichtspunkte sowie die nach § 23 EigVO i. V. m. § 289 HGB er for der li chen An ga-
ben enthält. Vorgän ge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Ge schäfts-
jahres haben sich nach dieser Erklärung nicht er geben und sind uns bei un serer Prü-
fung nicht be kannt geworden. 

VORABZUG



       10

14 Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung
unserer vorläufigen Lageeinschätzung des Eigenbetriebes und eine Einschätzung
der Wirk sam keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS)
zu Grunde. Die Ein schätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die
rechtli chen und wirt schaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unter neh-
mensstrategie und die daraus resultierenden Geschäftsrisiken sind uns aus dem
Vorjahresab schluss, aus Gesprächen mit der Werkleitung und den Mitarbei tern des
Eigenbetrie bes sowie aus Branchenberichten und der einschlägigen Fachpres se be-
kannt.

15 Aus den bei der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich fol-
gende Prüfungsschwerpunkte:

¨ Vergabeprüfung,

¨ Entwicklung und Bewertung des Anlagevermögens,

¨ Vollständigkeit und Bewertung der sonstigen Rückstellungen,

¨ Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten,

¨ Lagebericht.

Ausgehend von einer Beurteilung des internen Kontrollsystems haben wir bei der
Fest le gung der wei teren Prüfungshandlungen die Grundsätze der We sent lich keit
und der Wirt schaftlichkeit beachtet. Sowohl die analytischen Prü fungs hand lun gen
als auch die Einzelfallprü fungen wurden daher nach Art und Umfang unter Be rück-
sichti gung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Organi sation des Rech-
nungs wesens in ausgewählten Stichproben durchge führt. Die Stich proben wurden
in bewusster Auswahl so aus ge wählt, dass sie der wirt schaftlichen Bedeutung der
einzelnen Posten des Jah res ab schlusses Rech nung tragen und es ermöglichen, die
Einhaltung der Rech nungsle gungsvor schriften ausreichend zu prüfen.

16 Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten des Eigenbetriebes
lagen uns Saldenbestätigungen vor.

Die Be stands nach wei se für die An la ge ge gen stän de er folg ten durch Grundbuchaus-
züge, Gesellschaftsverträge und Handelsregisterauszüge sowie durch ein ord-
nungs ge mäß ge führ tes An la gen ver zeich nis. Die Zu gänge des Berichts jahres sind
durch Eingangsrechnungen und Kauf verträge belegt.
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17 Die Bestände des Vorratsvermögens wurden durch eine körperliche Inventur zum
31. Dezember 2013 ermittelt. An der Inventur haben wir aufgrund der geringen Be-
stände nicht teilge nommen.

Die Forderungen und Verbindlichkeiten sind durch Saldenlisten nachgewiesen.

Die Nachweise der übrigen Vermögens- und Schuldposten erfolgten durch Bücher,
Schriften, Verträge sowie sonstige Unterlagen und Belege. 

VORABZUG
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

18 Im Berichtszeitraum wurde die Buchführung des Eigenbetriebes auf einer eigenen
EDV-Anlage un ter Anwendung des Programms KHK Sage Office Line er stellt. Das
Pro gramm um fasst ne ben der Fi nanz buch hal tung auch die Debitoren-, Kreditoren-
und Anla gen buch hal tung.

Aufgrund der engen Zusammenarbeit zwischen Werkleitung und Buchführung ist
ein ständiger Informationsaustausch sichergestellt, so dass die Werkleitung stetig
über die wirtschaftliche Situation des Eigenbetriebes informiert ist. Es er folgt ein
re gel mä ßi ges Mahn we sen auf Grund la ge von Of fe ne-Pos ten-Li sten.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr kei ne nen nens-
werten organisatorischen Änderungen erfahren. 

19 Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne
Kontrollsystem ermöglichen die vollständige, richtige und gesonderte Erfassung
und Buchung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend ge gliedert, das
Belegwesen ist klar und übersichtlich geordnet.

20 Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und ins-
gesamt ordnungsgemäß geführt. Die Organisation des Rechnungswesens ist den
Verhältnissen des Eigenbetriebes angemessen.

21 Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen einschließlich des Beleg-
wesens des Eigenbetriebes entsprechen damit nach unseren Feststellungen den ge-
setzli chen Vor schriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung .
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4.1.2 Jahresabschluss

22 Nach § 14 Abs. 2 KPG i. V. m. § 321 Abs. 2 Satz 1 HGB haben wir darzustellen, dass
der von uns ge prüf te Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften entspricht.

23 Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des
Landes Schleswig-Holstein vom 15. August 2007 aufgestellt. Dabei finden die Vor-
schrif ten des HGB für große Kapitalgesell schaften Anwendung.

Weitergehende oder ergänzende Vorschriften für den Jahresabschluss bestehen
nach unseren Feststellungen und den uns erteilten Auskünften weder nach der Sat-
zung noch nach den Beschlüssen des Trägers. 

24 Ausgehend von dem von uns geprüften Vorjahresabschluss ist der Jahresabschluss
aus den Zahlen der Buchführung und den Inventarverzeichnissen richtig ent wickelt
worden. Die Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften wurden beachtet. Für
die Ak tiv- und Pas siv po sten lie gen aus rei chen de Nach wei se vor.

Im Anhang sind nach unseren Feststellungen alle nach den gesetzlichen Vor schrif-
ten erforderlichen Angaben richtig und vollständig enthalten. Von der Befreiung der
Angabe der Bezüge der Leitung des Eigenbetriebes wurde zu lässigerweise Ge-
brauch ge macht. VORABZUG
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4.1.3 Lagebericht

25 Der Lagebericht entspricht nach unseren Feststellungen den Vorschriften der
§ 23 EigVO. Ins be son de re ent hält er eine ausgewogene und umfassende, dem Um-
fang und der Kom ple xi tät der Ge schäftstätigkeit entsprechende, Analyse des Ge-
schäfts ver laufs und der La ge des Eigenbetriebes. Er steht mit dem Jahresabschluss
und un se ren bei der Prü fung ge wonne nen Erkenntnissen im Einklang.

Die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung werden unter
Angabe der zu Grunde liegenden Annahmen beurteilt und erläutert.

Der Lagebericht vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des
Unternehmens.

VORABZUG



       15

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

26 Zu den wesentlichen bewertungserheblichen Posten des Jahresabschlusses be-
merken wir:

¨ Die Bewertung des Anlagevermögens, das 85,7 % der Bilanzsumme ausmacht,
er folgt zu den Anschaffungs- und Herstellungskosten abzüglich der nutzungs-
be ding ten Abschreibungen.

¨ Dabei wird insgesamt eine nachhaltige Nutzung für die kommunalen Zwecke
bzw. für Zwe cke der jeweiligen Betriebsteile, verbunden mit einer laufenden
Deckung der Fehlbe träge durch die Gemeinde Laboe, unterstellt. Insoweit wa-
ren Abschreibungen auf ei nen niedriegeren Wert nicht erforderlich. 

¨ Die für die Errichtung und für die Umbaumaßnahmen der Meerwasser-
schwimm hal le er haltenen Zuschüsse wurden gemäß § 20 EigVO einer zweckge-
bundenen Rück lage zugeführt. Eine Auflösung wurde nicht vorgenommen. 

¨ Die allgemeine Rücklage enthält das im Rahmen der Eingliederung der Meer-
wasser schwimmhalle und des Bauhofes dem Eigenbetrieb zugeführte Eigenka-
pi tal.

¨ Die sons tigen für Inves ti tions maß nah men er hal te nen Zu schüs se wurden direkt
von den jeweiligen An schaf fungs- und Herstellungskosten der Anlagege gen-
stände ab ge setzt (Nettoausweis). Im Geschäftsjahr 2013 wurden Zuschüsse in
Höhe von TEUR 300 von den Investitionskosten abgesetzt. 

27 Im Rahmen der Bilanzpolitik wurden von dem Eigenbetrieb keine weiteren Gestal-
tungsmaßnahmen vorgenommen. Die Bilanzierungsgrundlagen sowie die Aus-
übung der Ansatz- und Bewertungswahlrechte haben sich im Prüfungszeitraum
nicht geändert. 

28 Im Übrigen verweisen wir auf die weitergehenden Aufgliederungen und Erläute run-
gen der Posten des Jahresabschlusses in der Anlage 7 und auf die analysieren de
Dar stel lung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im nun folgenden Ab-
schnitt 4.3.
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29 Unsere Prüfung hat ergeben, dass § 264 Abs. 2 HGB beachtet wurde und der Ab-
schluss insgesamt, d.h. im Zusammenwirken von Bilanz und Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungs mäßiger Buch-
führung, ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt; zusätzliche Angaben im An-
hang sind insoweit nicht erforderlich.
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4.3 Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

4.3.1 Vermögenslage

30 In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2013 nach wirt-
schaftlichen und fi nanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den ent-
sprechenden Bilanz po sten des Vorjahres gegenüber gestellt. 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite
dem lang- und mittelfristig (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem kurz fris tig ge-
bun de nen Vermögen zugeordnet.

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Ei-
gen- und Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zu ord-
nung nach lang- und mittelfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. kurz fris ti ger
Verfügbarkeit erfolgt.

Eine weitergehende Aufgliederung und Darstellung der Beträge ergibt sich aus An-
lage 7.
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Stand Stand
31.12.2013 31.12.2012 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR
VERMÖGENSSTRUKTUR

Lang-/ mittelfristig ge-
bundenes Vermögen

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 11 0,2 6 0,1 5

Sachanlagen

- Grundstücke und Bauten 3.367 72,8 3.333 74,4 34

- Bauten auf fremden Grundstücken 41 0,9 56 1,3 -15

- Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 323 7,0 319 7,1 4

- Anlagen in Bau 221 4,8 189 4,2 32

Finanzanlagen 1 0,0 1 0,0 0

3.964 85,7 3.905 87,2 59

Kurzfristig gebundenes Vermögen

Umlaufvermögen

Vorräte 11 0,2 19 0,4 -8

Forderungen und sonstige Ver-
mögensgegenstände

- Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 35 0,7 68 1,5 -34

- Sonstige Vermögensgegenstände 426 9,2 60 1,3 366

Liquide Mittel 189 4,1 424 9,5 -235

Rechnungsabgrenzungsposten 1 0,0 1 0,0 0

662 14,3 572 12,8 90

Gesamtvermögen 4.626 100,0 4.477 100,0 149
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Stand Stand
31.12.2013 31.12.2012 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

KAPITALSTRUKTUR

Lang-/mittelfristig verfügbares
Kapital

Eigenkapital

Stammkapital 1.000 21,6 1.000 22,3 0

Rücklagen

- Gesetzliche Rücklage 605 13,1 605 13,5 0

- Zweckgebundene Rücklage 389 8,4 389 8,7 0

Jahresergebnis -622 -13,4 -622 -13,9 1

1.373 29,7 1.372 30,7 1

Fremdkapital

Verbindlichkeiten

- Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 2.516 54,4 2.025 45,2 491

Rechnungsabgrenzungsposten 75 1,6 82 1,8 -7

2.591 56,0 2.107 47,1 484

3.964 85,7 3.479 77,7 485

Kurzfristig verfügbares Kapital

Fremdkapital

Rückstellungen 74 1,6 120 2,7 -46

Verbindlichkeiten

- Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 266 5,7 179 4,0 87

- Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 209 4,5 183 4,1 26

- Verbindlichkeiten gegenüber der
Gemeinde 66 1,4 52 1,2 14

- Sonstige Verbindlichkeiten 37 0,8 403 9,0 -367

Rechnungsabgrenzungsposten 12 0,3 61 1,4 -50

663 14,3 998 22,3 -335

Gesamtkapital 4.626 100,0 4.477 100,0 149
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31 Die Bilanzsumme hat sich gegenüber dem Vorjahr mit TEUR 149 oder 3,3 % er höht.

Ursächlich hierfür ist auf der Aktivseite im Wesentlichen der Anstieg der sonstigen
Vermögensgegenstände aufgrund des Zuschusses des Landes Schleswig-Holstein
zur Hafenumfeldgestaltung. Der Rück gang der li qui den Mit tel steht im Zu sam men-
hang mit der plan mä ßi gen Til gung von Bankdarlehen sowie der Hafenumfeldges-
taltung und dem Stegneubau. Die Ver bind lich kei ten ge gen über Kre ditin sti tuten ha-
ben sich im Be richts jahr unter an de rem auf grund von Dar le hens aufnah men für die
Ste ger neu erung und den Ro sen gar ten er höht. Die Zah lung, die aus der In an spruch-
nah me aus der Bürg schaft für die Sau na re sul tierte, wurde Ende 2013 ge lei stet.
Dies führte zu ei nem Rück gang der sons ti gen Verbind lichkei ten.

32 Die Vermögenslage erläutern wir anhand von Strukturdaten und Kennzahlen.

2013 2012 Veränderung

Vermögens- und Kapitalstruktur

- Anlagenintensität in % 85,7 87,2 -1,5

Anlagevermögen x 100
Gesamtvermögen

- Eigenkapitalanteil in % 29,7 30,7 -1,0

Eigenkapital x 100

Gesamtkapital

- Verschuldungsgrad in % 237,0 226,2 10,7

Fremdkapital x 100
Eigenkapital
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2013 2012 Veränderung

Finanz- und Liquiditätsstruktur

- Anlagendeckung I in % 34,6 35,1 -0,5

Eigenkapital x 100

Anlagevermögen 

- Anlagendeckung II in % 100,0 89,1 10,9

(Eigenkapital + langfr. Fremdkapital) x 100

Anlagevermögen 

- Liquidität 1. Grades in TEUR -473 -574 101

(Flüssige Mittel ./. Kurzfristiges
Fremdkapital)

- Liquidität 1. Grades in % 28,6 42,5 -13,9

Flüssige Mittel x 100
Kurzfristiges Fremdkapital

- Liquidität 2. Grades in % 98,1 55,3 42,7

(Flüssige Mittel 
 + Forderungen und 
 sonstige Vermögens- 
 gegenstände) x 100
Kurzfristiges Fremdkapital

- Liquidität 3. Grades in % 99,8 57,3 42,5

(Flüssige Mittel 
 + Forderungen, sonstige
 Vermögensgegenstände
und Vorräte) x 100
Kurzfristiges Fremdkapital
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Die Kennzahlen der Vermögens- und Ertragslage verdeutlichen, dass die Bi lanz ge-
prägt ist vom Anlagevermögen, welches zu 100,0 % durch Eigenkapital und lang fris-
tiges Fremdkapital finan ziert wird. 

Der Verschuldungsgrad hat sich im Vergleich zum Vorjahr geringfügig erhöht. Der 
angestiegende Verschuldungsgrad resultiert aus einem geringeren Jahres fehl be-
trag und dem damit einhergehenden leicht rück läu fi gen Ei gen ka pi tal so wie dem
An stieg des Fremd ka pi tals. Ursächlich für den Anstieg des Fremdkapitals sind die
im Geschäftsjahr gestiegenen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten.

Die Zah lungsfähig keit des Ei genbe trie bes so wie die De ckung der kurz fristi gen Ver-
bind lich keiten sind nachhal tig durch die Ver lust aus gleichs ver pflich tung der Ge-
mein de gesi chert.
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4.3.2 Finanzlage (Kapitalflussrechnung)

33 Die finanzielle Entwicklung des Unternehmens lässt sich anhand einer Kapitalfluss-
rechnung darstellen. Sie gibt Auskunft darüber, wie das Unter nehmen finan zielle
Mit tel erwirtschaftet hat und welche liquiditätsmäßigen Auswirkungen Investi-
tions- und Fi nan zie rungs maß nah men im Berichtsjahr gehabt haben.

34 Ausgangspunkt der Kapitalflussrechnung ist der so genannte Finanzmittelfonds,
der sich wie folgt zusammensetzt:

31.12.2013 31.12.2012 Veränderung
TEUR TEUR TEUR

Guthaben bei Kreditinstituten 183 411 -229

Kassenbestand, Schecks und 
unterwegs befindliche Gelder 7 13 -6

kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten -100 -31 69

89 393 -304

Die Veränderung des Finanzmittelfonds wird in der Kapitalflussrechnung darge-
stellt: VORABZUG
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2013 2012
TEUR TEUR TEUR

A. Mittelabfluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit

1. Jahresfehlbetrag -622 -622

2. Abschreibungen auf Gegenstände des Anlage-
vermögens 318 302

3. Veränderungen der Rückstellungen -46 -352

4. Gewinne (-) / Verluste (+) aus dem Abgang von 
Gegenständen des Anlagevermögens 50 0

5. Veränderungen im Umlaufvermögen

- Vorräte 8 10

- Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 34 -29

- Sonstige Aktiva   -366 -324 -22

6. Veränderung der laufenden Verbindlichkeiten

- aus Lieferungen und Leistungen 26 112

- gegenüber der Gemeinde 14 -91

- Sonstige Passiva -423 -383 332

-1.007 -360

B. Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit

1. Zuschüsse für Investitionen in das Anlagevermögen 300 114

2. Auszahlungen für Investitionen in immaterielle Ver-
mögensgegenstände und Sachanlagevermögen
(Anlagenzugänge) -727 -231

-427 -117

C. Mittelzufluss aus der Finanzierungstätigkeit

1. Zahlungseingänge aus Kreditvalutierung 1.024 0

2. Einzahlung in die gesetzliche Rücklage 0 6

3. Verlustausgleich durch die Gemeinde 622 509

4. Tilgung von Bankdarlehen -515 -121

1.131 394

   Liquiditätsveränderung -304 -83

   Finanzmittelbestand zu Beginn der Periode 393 477

   Finanzmittelbestand am Ende der Periode 89 393
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35 Aus der laufenden Geschäftstätigkeit resultiert bei einem Jahresfehlbetrag für
2013 von TEUR 622 ein Mittelabfluss von TEUR -1.007. 

Den Auszahlungen für In ves ti tio nen (TEUR 727) standen Zuschüsse (TEUR 300) ge-
genüber, so dass die In vestitionstätigkeit zu ei nem Li qui di täts abf luss von TEUR 427
ge führt hat. 

Die Tilgung der Bankdarlehen enthält mit TEUR 300 eine Umschuldung, die sich in
glei cher Höhe in den Zahlungseingängen aus Kreditvalutierung nieder schlägt. 

Insgesamt erg ab sich im Be richts jahr un ter Be rück sich ti gung der von der Ge mein de
geleisteten Zahlungen zur Ver lust ab de ckung sowie den Til gungs zah lun gen ein Li-
quiditätsabfluss von TEUR 304.

36 Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war nach unseren Feststellungen und den
uns erteilten Auskünften im Berichtsjahr und bis zum Abschluss unserer Prüfung
jederzeit gegeben.
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4.3.3 Ertragslage

37 Die Ertragslage erläutern wir anhand der nach betriebswirtschaftlichen Grundsät-
zen zusammengefassten Zahlen der Gewinn- und Verlustrechnung, denen wir die
ent sprechenden Vorjahreszahlen gegenübergestellt haben. Eine detallierte Aufglie-
derung der Beträge nach Betriebsteilen ergibt sich aus Anlage 10.

a) Gesamtbetrieb:

2013 2012 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 1.464 85,6 1.384 87,5 79 5,0

Andere aktivierte Eigenleistungen 1 0,1 1 0,1 0 0,0

Sonstige betriebliche Erträge 245 14,3 196 12,4 49 25,0

Betriebliche Erträge 1.710 100,0 1.581 100,0 129 8,2

Materialaufwand 363 21,2 362 22,9 1 0,3

Personalaufwand 1.034 60,5 988 62,5 47 4,8

Abschreibungen 318 18,6 302 19,1 16 5,3

Übrige betriebliche Aufwendungen 
(inkl. sonstige Steuern) 516 30,2 442 28,0 74 16,7

Betriebliche Aufwendungen 2.231 130,5 2.093 132,4 138 6,6

Betriebsergebnis -521 -30,5 -512 -32,4 -9 1,8

Finanzergebnis -100 -5,8 -110 -7,0 10 -9,1

Jahresergebnis -622 -36,4 -622 -39,3 1 -0,2

VORABZUG



       27

b) Tourismusbetrieb:

2013 2012 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 425 69,4 391 70,6 34 6,1

Sonstige betriebliche
Erträge 186 30,4 163 29,4 24 14,7

Betriebliche Erträge 612 100,0 554 100,0 58 10,5

Materialaufwand 239 39,1 227 41,0 12 5,3

Personalaufwand 188 30,7 191 34,5 -3 -1,6

Abschreibungen 40 6,5 44 7,9 -5 -11,4

Übrige betriebliche Aufwendungen 
(inkl. sonstige Steuern) 189 30,9 166 30,0 22 13,3

Betriebliche Aufwendungen 655 107,0 628 113,4 27 4,3

Betriebsergebnis -43 -7,0 -75 -13,5 31 -41,3

Finanzergebnis 2 0,3 6 1,1 -4 -66,7

Jahresergebnis -41 -6,7 -68 -12,3 27 -39,7

c) Hafen:

2013 2012 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 446 95,5 442 97,8 3 0,7

Sonstige betriebliche
Erträge 21 4,5 9 2,0 12 133,3

Betriebliche Erträge 467 100,0 452 100,0 15 3,3

Materialaufwand 67 14,3 71 15,7 -4 -5,6

Personalaufwand 88 18,8 77 17,0 11 14,3

Abschreibungen 160 34,3 141 31,2 19 13,5

Übrige betriebliche Aufwendungen 
(inkl. sonstige Steuern) 137 29,3 93 20,6 44 47,3

Betriebliche Aufwendungen 451 96,6 381 84,3 70 18,4

Betriebsergebnis 15 3,2 71 15,7 -55 -77,5

Finanzergebnis -73 -15,6 -79 -17,5 6 -7,6

Jahresergebnis -58 -12,4 -8 -1,8 -49 o.A.
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d) Meerwasserschwimmhalle:

2013 2012 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 288 88,6 293 93,3 -5 -1,6

Sonstige betriebliche
Erträge 37 11,4 21 6,7 16 76,2

Betriebliche Erträge 325 100,0 314 100,0 10 3,2

Materialaufwand 240 73,8 252 80,3 -13 -5,2

Personalaufwand 368 113,2 345 109,9 23 6,7

Abschreibungen 92 28,3 92 29,3 0 0,0

Übrige betriebliche Aufwendungen 
(inkl. sonstige Steuern) 119 36,6 136 43,3 -17 -12,5

Betriebliche Aufwendungen 819 252,0 825 262,7 -6 -0,7

Betriebsergebnis -494 -152,0 -511 -162,7 17 -3,3

Finanzergebnis -27 -8,3 -34 -10,8 7 -20,6

Jahresergebnis -521 -160,3 -544 -173,2 23 -4,2

e) Bauhof:

2013 2012 Veränderung
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 515 100,0 470 99,4 44 9,3

Sonstige betriebliche
Erträge 1 0,2 3 0,6 -2 -66,7

Betriebliche Erträge 515 100,0 473 100,0 42 8,9

Materialaufwand 24 4,7 22 4,7 2 9,1

Personalaufwand 391 75,9 375 79,3 16 4,3

Abschreibungen 27 5,2 25 5,3 2 8,0

Übrige betriebliche Aufwendungen 
(inkl. sonstige Steuern) 73 14,2 48 10,1 25 52,1

Betriebliche Aufwendungen 515 100,0 470 99,4 44 9,4

Betriebsergebnis 1 0,2 3 0,6 -2 -66,7

Finanzergebnis -3 -0,6 -4 -0,8 1 -25,0

Jahresergebnis -2 -0,4 -1 -0,2 -1 100,0
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Im Folgenden erläutern wir die Ertragslage des Gesamtbetriebes.

38 Bezüglich der Zusammensetzung Umsatzerlöse verweisen wir auf die Ausführun-
gen im An hang und Lagebericht sowie unsere Ausführungen in der Anlage 7.

Die Umsatzerlöse fielen im Berichtsjahr mit TEUR 1.461 um insgesamt TEUR 79 hö-
her aus als im Vorjahr. Beim Tou ris mus be trieb konnten Mehreinnahmen im Be reich
der Strandkur- und Fremdenverkehrsabgabe erzielt werden, während die Kur abga-
be leicht rückläufig war.

Im Hafenbetrieb konnten die Einnahmen für die Tages - und Dauerlieger im Som-
mer und Winter ges tei gert werden.

Die Eintrittsgelder haben sich unter anderem aufgrund des hoheitlichen Schul-

schwimmens in der Meer was ser schwimm halle um TEUR 5 er höht. Die Erlöse für
Schwimm unterricht und Aquajog ging sind hingegen im Berichtsjahr zurückgegan-
gen. Ins ge samt wa ren die Um sät ze jedoch im Vergleich zum Vorjahr mit TEUR 3
rück läufig.

Ursächlich für den Anstieg der Umsatzerlöse beim Bauhof sind die erhöhten Stun-
densätze für die gegenüber anderen Verwaltungseinheiten erbrachten Leistun gen.VORABZUG
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39 Die sonstigen betrieblichen Erträge umfassen folgende Positionen:

31.12.2013 31.12.2012
TEUR TEUR

- Kostenerstattungen der Gemeinde 166 160

- Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen 1 3

- Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 40 21

- Übrige 38 12

245 196

Die Kostenerstattungen der Gemeinde betreffen mit TEUR 169 (Vorjahr TEUR 162)
die Entschädigung für die Nutzung der Infrastruktur des Tourismusbetriebes durch
Ein heimische.

40 Die Betriebsaufwendungen sind im Berichtsjahr um TEUR 138 oder 6,6 % gestie gen.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten im Wesentlichen Fremd ar-
beiten (TEUR 61), Instandhaltungsauf wen dungen (TEUR 83), Verwal tungs kos ten-
bei träge (TEUR 92), Rechts- und Beratungskosten (TEUR 18) und Wer be ko sten
(TEUR 36). 

Die Dienst leis tun gen für Ver an stal tungen sind im Ver gleich zum Vor jahr um
TEUR 7 rückläufig.

41 Das Betriebsergebnis hat sich insgesamt im Berichts jahr um TEUR 9 auf TEUR -521
ver schlechtert.

42 Im Finanzergebnis sind zusammengefasst:

2013 2012 Veränderung
TEUR TEUR TEUR

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1 3 -2

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 102 113 -12

-100 -110 10
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43 Das Jahresergebnis setzt sich wie folgt zusammen:

Laut GuV Laut 

Wirtschaftsplan

31.12.2013 31.12.2012 2013
TEUR TEUR TEUR

- Tourismusbetrieb -41 -68 -68

- Hafen -58 -8 -27

- Meerwasserschwimmhalle -521 -544 -534

- Bauhof -2 -1 8

-622 -622 -621

44 Insgesamt hat sich der Jahresfehlbetrag gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1 ver rin-
gert und fällt damit nur um TEUR 1 höher aus als geplant. Der Ei gen be trieb bleibt
da mit fast in dem von der Ge meinde Ostseebad Laboe vorgegebenen Kosten rah-
men.

Es bleibt erneut festzuhalten, dass die Be triebs tei le Tourismus und Schwimm hal le
den entstehenden Auf wand mit den er hobenen Entgelten und Ge bühren bzw. Kos-
tenerstattungen für die Nut zung der In fra struk tur durch Einheimi sche nicht decken
können. Darüberhinaus werden die umfangreichen Investitionen im Hafe num feld 
zu einer weiteren Belastung der Ergebnisse führen. Deshalb muss auch zukünftig
mit hohen Fehlbeträgen gerechnet werden. Da es sich bei den Ver lu sten über wie-
gend um struk tu relle De fi zi te han delt, die eng mit den auf die Be triebsteile aus gela-
ger ten Auf ga ben ver bun den sind, wird die Ge mein de auch zu künftig für den Aus-
gleich der Ver luste her an gezo gen werden.

In Bezug auf die Zukunft der Meerwas serschwimmhalle bleibt der für den 21. Sep-
tember angesetzte Bürgerentscheid ab zu war ten. Während die Initiatoren des Bür-
gerbegehrens den Er halt der Schwimmhalle erreichen möchten, hat die Ge mein de-
ver tre tung be reits be kun det, den Betrieb der Schwimm halle nicht weiter fortzu set-
zen.
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5. Prüfungsfeststellungen nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie 
§ 14 Abs. 2 Kommunalprüfungsgesetz

45 Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 13 Abs. 1 Nr. 2
und 3 sowie § 14 Abs. 2 KPG, die den Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
entsprechen, und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesminis-
terium der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen
veröffentlichten Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) berück-
sich tigt. De ment spre chend ha ben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsge-
mäß, d. h. mit der er forderli chen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den ein-
schlägigen ge setzli chen Vor schriften und der Eigenbetriebssatzung, geführt wor-
den sind.

Die im Gesetz und in den Prüfungsgrundsätzen geforderten Angaben haben wir in
der Anlage 8 zusammengestellt. Unsere Prüfung hat keine an dieser Stelle hervor-
zu hebenden Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurtei-
lung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.

Ein Wirtschaftsplan 2013 mit einem Soll-Ist-Vergleich ist als Anlage 9 dem Be richt
beigefügt. 

Wir haben im Berichtsjahr auftragsgemäß eine Vergabeprüfung durchgeführt, die
die Attraktivitätssteigerung des Hafenumfeldes und des Rosengartens zum Gegen-
stand hat te. Die se hat zu kei nen Be an stan dun gen ge führt. 

Ferner haben wir ein besonderes Augenmerk auf die Abbildung der Geschäftsbe-
ziehungen zur Gemeinde Laboe gelegt. Die Ergebnisse unserer Prüfung haben wir in
der Anlage 8 zusammengefasst.

Aufgrund der in 2013 stattgefundenen Wechsel im Bereich des Bürgermeisteram-
tes bzw. der Wer klei tung war es vor dem Hintergrund von Personalengpässen bis-
her nicht mög lich, die geplante Umsetzung von Maß nah men zur Ri si ko frü her ken-
nung und einer aktiven Steu erung von Risi ken ein zulei ten und ent spre chende
Werk zeuge zu implementieren.

Eine Umsetzung von Maßnahmen, die zu ei ner Op ti mierung und Vereinfachung der
Prozesse in der Verwaltung füh ren, so dass not wendige Kapazitäten zur Risiko-
früherkennung freigesetzt werden, ist für das Jahr 2014 avisiert. Darüberhinaus
wird der Ei genbetrieb durch die Einstellung eines Assistenten der Werkleitung auch
per sonell verstärkt.

VORABZUG



       33

6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes des Abschlussprüfers

46 Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver lust rech-
nung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lage bericht
des Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe, Laboe, für das Ge schäfts jahr vom 1. Janu ar
2013 bis 31. Dezember 2013 ge prüft. Durch § 13 Abs. 1 Nr. 3 KPG Schles wig-Hols-
tein wurde der Prü fungsgegen stand er weitert. Die Prü fung er streckt sich daher
auch auf die wirt schaftlichen Ver hältnisse des Ei genbetriebes i. S. v. § 53 Abs. 1 Nr.
2 HGrG. Die Buch führung und die Auf stel lung von Jah resab schluss und Lage bericht
nach den deut schen handels recht li chen Vor schriften und nach den ergän zenden
landes rechtli chen Vorschriften und die wirt schaftlichen Ver hältnisse des Ei genbe-
triebes liegen in der Verantwor tung der Be triebsleitung des Ei genbetriebes. Unsere
Aufga be ist es, auf der Grund lage der von uns durchge führ ten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresab schluss un ter Ein be zie hung der Buch führung und über den
Lage be richt so wie über die wirt schaft li chen Verhältnis se des Eigenbetrie bes abzu-
ge ben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 13 Abs. 1 Nr. 3
KPG Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirt schaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel lung des durch den Jahres ab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ord nungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
wesentlich auswirken, mit hinrei chender Sicherheit erkannt werden und dass mit
hinrei chen der Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Eigenbetrie bes Anlass zu wesentlichen Beanstandungen ergeben. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts tä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes so-
wie die Erwartun gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung
wer den die Wirk samkeit des rechnungs legungsbezogenen internen Kontroll sys-
tems sowie Nach weise für die Angaben in Buchführung, Jahres abschluss und Lage-
be richt überwie gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst
die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen
Ein schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi gung der Gesamtdar-
stel lung des Jahresabschlusses und des Lagebe richts. Die Prüfung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse haben wir darüber hin aus entsprechend den vom IDW festge-
stellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung
und der wirtschaftlichen Verhält nisse gemäß § 53 HGrG vorge nommen. Wir sind
der Auf fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unse re
Beur teilung bildet.

VORABZUG



       34

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 des Gemeindebetrieb Ost-
seebad Laboe den gesetzlichen Vor schrif ten und den ergän zen den lan desrechtli-
chen Vor schriften und vermittelt unter Be ach tung der Grund sätze ord nungsmäßi-
ger Buch führung ein den tatsächli chen Ver hält nissen entspre chen des Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Er tragslage des Ei gen be triebes. Der Lage be richt steht im Ein-
klang mit dem Jahresab schluss, vermit telt ins gesamt ein zutref fendes Bild von der
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chan cen und Risi ken der zukünf tigen Ent-
wicklung zu treffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes geben nach unserer Be ur tei-
lung zu wesentlichen Beanstandungen keinen Anlass.

Kiel, 8. August 2014

 wetreu NTRG
 Norddeutsche Treuhand- und
 Revisions-Gesellschaft mbH
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
 Steuerberatungsgesellschaft

  Rainer Dröse-Seidler Hartmut Kaack
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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BILANZ
zum 31. Dezember 2013

Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe

Laboe

AKTIVA PASSIVA

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und
Werten 10.568,00 983,00

2. Geleistete Anzahlungen 0,00 5.064,50
10.568,00 6.047,50

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte mit Geschäfts-, Betriebs- und
anderen Bauten 3.367.105,63 3.332.929,63

2. Bauten auf fremden Grundstücken 41.107,81 56.426,81
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 323.190,54 319.362,54
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 220.752,72 188.542,31

3.952.156,70 3.897.261,29

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 1.444,57 1.444,57

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 11.304,79 19.394,48

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 34.523,38 68.083,25
2. Sonstige Vermögensgegenstände 425.981,73 60.152,90

460.505,11 128.236,15

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 189.291,20 423.985,54

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 1.008,89 607,11

A. EIGENKAPITAL

I. Stammkapital 1.000.000,00 1.000.000,00

II. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklage 605.340,06 605.340,06
2. Zweckgebundene Rücklage 389.307,23 389.307,23

994.647,29 994.647,29

III. Jahresfehlbetrag -621.757,92 -622.367,24

B. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 73.800,00 120.062,50

C. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.781.545,96 2.203.522,27
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 208.661,02 182.564,91
3. Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde 65.914,05 51.825,25
4. Sonstige Verbindlichkeiten 36.901,67 403.473,65

3.093.022,70 2.841.386,08

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 86.567,19 143.248,01

4.626.279,26 4.476.976,64 4.626.279,26 4.476.976,64
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Gewinn- und Verlustrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2013
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013

Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe
Laboe

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 1.463.502,81 1.384.245,85

2. Andere aktivierte Eigenleistungen 1.080,00 877,50

3. Sonstige betriebliche Erträge 245.378,22 196.181,16

4. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffe und für bezogene Wa-
ren 254.736,98 262.569,42

b) Aufwendungen für bezogene Leis-
tungen 108.004,93 99.216,01

362.741,91 361.785,43

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 811.670,66 764.899,36
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für Unter-
stützung 222.795,35 222.979,47

1.034.466,01 987.878,83
- davon für Altersversorgung EUR 68.176,34
(EUR 65.641,12)

6. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens und
Sachanlagen 317.870,17 301.633,33

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 508.083,17 432.695,07

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.433,68 3.088,36

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 101.856,60 113.431,87

10. Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäftstätigkeit -613.623,15 -613.031,66

11. Sonstige Steuern 8.134,77 9.335,58

12. Jahresfehlbetrag -621.757,92 -622.367,24

Nachrichtlich:

Behandlung des Jahresverlustes:

auf neue Rechnung vorzutragen 0,00 0,00

aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen 621.757,92 622.367,24
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I. Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes "Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe", Laboe für das
Wirtschaftsjahr 2013 wurde nach den handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Vorschriften
der Landesverordnung über die Eigenbetriebe der Gemeinden vom 15. August 2007 (EigVO) und der dazu
ergangenen Ausführungsanweisung aufgestellt.

Die Gewinn-und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren erstellt.

1. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewendeten Ansatz- und Bewertungsmethoden werden
stetig angewendet.

Die Gliederungen der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und des Anlagennachweises erfolgten nach
den Formblättern des § 20 ff. EigVO.

Die Bilanzposten wurden wie folgt bilanziert und bewertet:

immaterielle Vermögensgegen- Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzüglich 
 stände und Sachanlagen planmäßiger linearer Abschreibung und abzüglich

Sonderabschreibung nach dem Zonenrand-
förderungsgesetz in den Vorjahren;
Poolabschreibung Geringwertiger Wirtschaftsgüter 
aus 2008 und 2009; Sofortabsetzung Geringwertiger
Wirtschaftsgüter

Die planmäßigen Abschreibungsdauern betragen überwiegend für
immaterielle Vermögensgegenstände 5 Jahre
bauliche Anlagen 10-50 Jahre
Außenanlagen 10-15 Jahre
Betriebs- und Geschäftsausstattung 3-20 Jahre

Vorräte Anschaffungskosten bzw. niedrigerer beizulegender 
 Wert

Forderungen Nominalwert abzüglich Wertberichtigung
 
 übriges Umlaufvermögen Nominalwert

 Rechnungsabgrenzungsposten Zahlungsbetrag

Rückstellungen notwendiger Erfüllungsbetrag

Verbindlichkeiten Erfüllungsbetrag

Anhang 2013 des Gemeindebetriebes Ostseebad Laboe

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfogt unter der Annahme der Unternehmensfortführung (§ 252 (1) Nr. 2 HGB).

1
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II. Erläuterungen zur Bilanz

1.
betragen 1.883.249,76 € (Vorjahr 1.505.119,81 €) und bis zu einem Jahr EUR 265.572,01 € (Vor-
jahr 178.715,56 €).

2. Die Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde betragen 104.959,79 € (im Vorjahr 51.825,25 €).

3. Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, die durch Eigentumsvorbehalte gesichert
sind, betragen13.341,74 €.

4. Als wesentliche sonstige Rückstellungen sind in der Bilanz folgende Beträge ausgewiesen:
€

Kosten der Jahresabschlusserstellung und -prüfung 11.000,00
Urlaub und Überstunden 44.100,00
Ausstehende Rechnungen 15.100,00

III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

1. Die Umsatzerlöse gliedern sich im Wesentlichen wie folgt: €

Tourismusbetrieb
Kur-Strandkur-u.Fremdenv.abg.,
Strandkorbstandgelder 342.490,68
Mieten und Pachten 49.981,03
Veranstaltungen, Sonstiges 31.306,95

423.778,66
Hafenbetrieb
Liegeentgelte 372.592,51
Hafengebühren 16.262,03
Mieten und Pachten 31.844,25
Sonstiges 24.947,73

445.646,52
Meerwasserschwimmhalle
Eintritt incl Benutzungsgeb. für Bahnenmieten Schulen,Vereine,usw. 264.659,51
Mieten und Pachten 11.410,34
Verkauf Badezubehör, Sonstiges 11.619,64

287.689,49

Bauhof
Weiterberechnung Stundenverrechnungssatz 289.872,00
Miete, Containergebühr, Transport Strandkörbe 16.516,14

306.388,14

gesamt 1.463.502,81

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren

2

VORABZUG



2 Im Materialaufwand sind Niederschlagswassergebühren für Vorjahre  in Höhe von 9.771,70 € enthalten.

3 Das Honorar des Abschlussprüfers für 2013 ist in Höhe von 10.500,00 € in den sonstigen 
betrieblichen Aufwendungen enthalten.

IV. Weitere Angaben

1. Durchschnittlich wurden 37 Arbeitnehmer beschäftigt, davon 6 im Tourismusbetrieb 
(4 Angestellte, 2 Aushilfen) ,2 im Hafenbetrieb (1 Hafenmeister, 1 Aushilfe), 17 in der 
Schwimmhalle (12 Angestellte, 5 Aushilfen), 9 im Bauhof (8 Angestellte, 1 Aushilfe) und 3 in
der Verwaltung (3 Angestellte).

Eine Mitarbeiterin des Amtes Probstei wird in der Schwimmhalle und in der Verwaltung
eingesetzt. Der Aufwand hierfür ist in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten.

2. Werkleitung

bis zum 30.04.13 Ulrich Thon, 
ab 01.05.13 bis zum 10.07.13 Michael Meggle, Bürgermeister und Werkleiter
ab 17.07.13 bis zum 30.09.13 Walter Riecken, stellv. Bürgermeister und stellv. Werkleiter
seit dem 01.10.13 Walter Riecken Bürgermeister und Werkleiter

Die Angabe der Bezüge der Werkleitung unterbleibt in Anwendung des § 286 Abs. 4 HGB.

3. Mitglieder des Werkausschusses

bis zum 18.06.13

Horst Etmanski, Ingenieur Tiefbau (Vorsitzender)
Frank Kroglowski, Service-Techniker (stellv. Vorsitzender)
Arne Arp, Rentner
Michael Hansen, Zivilangestellter der Bundeswehr
Ute Krauß, Angestellte
Jürgen Schröder, Versicherungskaufmann
Walter Riecken, Pensionär
Bernd Wackernagel, Rentner
Wilhelm Kuhn, Rentner
Dieter Rauschenbach, Dipl.-Handelslehrer 
Klaus Schnoor, Rentner
Hans-Jürgen Petersen, Beamter (stellv.)
Beke Schöneich-Beyer, Architektin (stellv.)
Gunter Seidler, Rentner (stellv.)
Hans-Helmut Lucht, Pensionär (stellv.)
Anette Kleinfeld, Arzthelferin (stellv.)
Günter Petrowski, Angestellter (stellv.) 
Manfred Schmidt, Rentner (stellv.)
Michael Kay, Angestellter (stellv.)
Ulrike Mordhorst, Angestellte (stellv.)
Hermann Fiege, Pensionär (stellv.)
Heinrich Jacobs, Rentner (stellv.)

3
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ab 18.06.13 (Konstituierende Sitzung der Gemeindevertretung)

Marc Wenzel, Diplom-Ingenieur (Vorsitzender)
Wilhelm Kuhn, Rentner (Vorsitzender) ab 24.09.13
Hauke Witt, Diplom-Ingenieur (Vorsitzender) ab 26.02.14
Ralf Mattern, Angestellter (stellv. Vorsitzender) 
Franziska Horn, Hotelfachfrau ( stellv. Vorsitzende) ab 24.09.13
Claudia Bern, Betriebswirtin (stellv.Vorsitzende) ab 09.04.14
Martin Opp, Angestellter
Carsten Leonhardt, Vermögensberater
Horst Etmanski, Diplom-Ingenieur
Annette Kleinfeldt, Krankenschwester
Jan Kruse, selbständiger Maschinenschlosser
Ralf Mattern, Angestellter ab 26.02.14
Markus Hegewald, Meister für Bäderbetriebe
Walter Riecken, Beamter im Ruhestand 
Marina Cornehl, Rechtsanwaltsfachangestellte
Kai Rönnau ab 24.09.13 bis 26.02.14
Margit Wunderlich, Diplom-Ingenieurin (stellv.)
Frank Giesler, Rentner (stellv.)
Ulrike Schwertfeger, Versicherungskauffrau (stellv.)
Hauke Witt (stellv.), Diplom-Ingenieur 
Gudrun Mai,  Diplom-Grafikerin (stellv.)
Julia Hansen, staatlich anerkannte Erzieherin (stellv.)
Bernd Wackernagel, Rentner (stellv.)
Margret Diekötter, Hausfrau (stellv.)
Sascha Diercks, Student (stellv.)
Frank Kroglowski, Service-Techniker (stellv.)
Hubertus Döttelbeck, Verwaltungsfachwirt (stellv.)
Jörg Erdmann, Waffenmechaniker (stellv.)
Claudia Bern, Betriebswirtin (stellv.)
Rolf Strohmeyer, Versicherungsmakler (stellv.)
Gabriele Haas, Berufsschullehrerin (stellv.)
Christian Grütz, Angestellter (stellv.)
Stephan Matthiesen, selbständiger kfz-Technikermeister (stellv.)
Wolfgang Richter, Rentner (stellv.)
Walter Kreft, Verwaltungsbeamter (stellv.)
Ulrike Mordhorst, Kauffrau für Bürokommunikation (stellv.) 
Wilhelm Kuhn, Rentner (stellv.) bis 24.09.13
Verena Kay, Pflegehelferin (stellv.)
Dieter Rauschenbach, Diplom-Handelslehrer, Diplom-Betriebswirt (stellv.)
Rosemarie Schymroch, Rentnerin, (stellv.)

4
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Werkausschussmitglieder aktueller Stand Juli 2014

Hauke Witt, Dipl.-Informatiker (Vorsitzender) ab 26.02.14
Claudia Bern, Betriebswirtin (stellvertretende Vorsitzende) ab 09.04.14
Horst Etmanski. Dipl.-Ingeieur 
Annette Kleinfeld, Krankenschwester
Jan Kruse, selbständiger Maschinenschlosser
Wilhelm Kuhn, Rentner
Ulrike Mordhorst, Kauffrau für Bürokommunikation 
Bernd Wackernager, Rentner 
Wiebke Eschenlauer, Lehrerin 
Ralf Mattern, Angestellter 
Eike Frank Giesler, Rentner 

Stellvertretende Werkausschussmitglieder aktueller Stand Juli 2014

Ulrike Schlender-Schwertfeger 
Ulrike Nowack 
Inken Kuhn
Sarah Braun
Andrea Harrje
Hans-Helmut Lucht
Uwe Dierck
Frank Kroglowski
Hubertus Döttelbeck
Jörg Erdmann
Jürgen Schröder
Gabriele Haas
Volkmar Heller
Thomas Nebendahl
Reimer Eickmeier
Hans-Werner Wieck
Uschi Wieck
Jens Zywitza
Claudia Witt
Hartmut Mai
Gudrun Mai
Kai Rönnau
Martin Opp
Carsten Leonhardt
Verena Kay
Dieter Rauschenbach
Rosemarie Schymroch
Christian Grütz
Stephan Matthiesen
Margret Diekötter
Rolf Strohmeyer
Margit Wunderlich
Jens Dittmann-Wunderlich

5
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4. Sitzungsgelder
 
 Es wurden Sitzungsgelder für die Werkausschussmitglieder in Höhe von 500,00 € 

pro Betriebszweig gezahlt.

Laboe, den  11.07.2014

Walter Riecken
Werkleiter

6
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Historische Anschaffungs-/Herstellungskosten Kumulierte Abschreibungen Restbuchwerte Kennzahlen
31.12.2012 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2013 31.12.2012 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2013 31.12.2013 31.12.2012

€ € € € € € € € € € € € Abschreibungssatz Restbuchwert

  I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten 46.996,62 6.579,50 5.064,50 0,00 58.640,62 46.013,62 2.059,00 0,00 0,00 48.072,62 10.568,00 983,00 3,51% 18,02%

2. Geleistete Anzahlungen 5.064,50 0,00 -5.064,50 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5.064,50 0,00% 0,00%
52.061,12 6.579,50 0,00 0,00 58.640,62 46.013,62 2.059,00 0,00 0,00 48.072,62 10.568,00 6.047,50 3,51% 18,02%

  II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Geschäfts-, Betriebs- und anderen Bauten 7.705.080,52 204.768,74 41.916,59 17.717,83 7.934.048,02 4.372.150,89 203.947,33 0,00 9.155,83 4.566.942,39 3.367.105,63 3.332.929,63 2,57% 42,44%

2. Bauten auf fremden Grundstücken 780.717,03 0,00 0,00 774,97 779.942,06 724.290,22 15.074,00 0,00 529,97 738.834,25 41.107,81 56.426,81 1,93% 5,27%
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausst. 1.805.896,38 101.138,84 0,00 1.697,40 1.905.337,82 1.486.533,84 96.789,84 0,00 1.176,40 1.582.147,28 323.190,54 319.362,54 5,08% 16,96%
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 188.542,31 114.970,12 -41.916,59 40.843,12 220.752,72 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 220.752,72 188.542,31 0,00% 100,00%

10.480.236,24 420.877,70 0,00 61.033,32 10.840.080,62 6.582.974,95 315.811,17 0,00 10.862,20 6.887.923,92 3.952.156,70 3.897.261,29 9,58% 164,67%

  III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 1.444,57 0,00 0,00 0,00 1.444,57 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.444,57 1.444,57 0,00% 100,00%

1.444,57 0,00 0,00 0,00 1.444,57 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.444,57 1.444,57 0,00% 100,00%

10.533.741,93 427.457,20 0,00 61.033,32 10.900.165,81 6.628.988,57 317.870,17 0,00 10.862,20 6.935.996,54 3.964.169,27 3.904.753,36 2,92% 36,37%

2. Anlagennachweis des Gemeindebetriebes Ostseebad Laboe 2013

Durchschnittlicher
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Lagebericht 2013 des Gemeindebetriebes Ostseebad Laboe 
 
 
Rahmenbedingungen 
 
Mit rund 5.000 Einwohnern ist die Gemeinde Ostseebad Laboe aufgereiht am Ostufer der Kieler 
Förde mit Heikendorf, Schönkirchen und Mönkeberg und damit ein  Bindeglied zwischen dem 
Großraum Kiel und der Probstei. Die Einwohnerschaft ist hinsichtlich der beruflichen und 
schulischen Beziehungen zum größten Teil in die Richtung Schönkirchen, Heikendorf und Kiel 
orientiert, neben Dienstleistungen, Werften und Handwerksbetrieben sind am Ort insbesondere im 
Bereich Gastronomie und Fremdenverkehr Arbeitsplätze zu finden.  
 
Bedingt durch eine Gesetzesänderung, schloss sich die Gemeinde im Jahr 2008 dem Amt Probstei 
an und verzichtete damit auf eine eigene Verwaltung. Die nicht auf das Amt zu übertragenden 
Aufgaben Schwimmhalle und Bauhof wurden im Jahr 2010 dem Eigenbetrieb der Gemeinde 
angegliedert, so dass dieser ab dem Jahr 2010 aus den Betriebsteilen Tourismus, Hafen, 
Schwimmhalle und Bauhof besteht. Die Gemeinde wurde seit 2008 durch eine ehrenamtliche 
Bürgermeisterin geführt, die ab 2009 auch ehrenamtliche Werkleiterin wurde. Ab 2010 wurde die 
Stelle eines hauptamtlichen Werkleiters eingerichtet und besetzt. 
 
Im Jahr 2012 wurden durch die gemeindlichen Gremien Überlegungen angestellt, die Gemeinde 
nicht mehr ehrenamtlich zu führen, sondern die Stelle eines hauptamtlichen Bürgermeisters 
einzurichten und diesem dann auch die Werkleitung zu übertragen. Die entsprechenden 
vorbereitenden Beschlüsse wurden in 2012 gefasst und führten im März 2013 zur Wahl eines 
hauptamtlichen Bürgermeisters, der dann zum 1.5.2013 seinen Dienst antrat und auch die Aufgabe 
der Werkleitung übernahm. Im Juli 2013 trat dieser dann zurück und die gemeindlichen Gremien 
entschieden sich wieder zurück zur Ehrenamtlichkeit zu kehren. Seit dem 1.10.2013 wird die 
Gemeinde Ostseebad Laboe nach einer entsprechenden Hauptsatzungsänderung wieder 
ehrenamtlich verwaltet, der ehrenamtliche Bürgermeister ist auch Werkleiter. 
 
Die finanzielle Situation der Gemeinde und damit auch des Eigenbetriebes ist nach wie vor 
angespannt. 
 
 
Die Betriebsteile 
 
Betriebsteil Tourismus 
 
Das Angebot des Betriebsteils Tourismus erstreckt sich auf die Bereiche Tourismus und 
Badebetrieb, Marketing und Veranstaltungen und er ist zuständig für die touristische Infrastruktur 
der Gemeinde Ostseebad Laboe. 
 
Der Tourismusbetrieb betreibt keine Strandkorbvermietung und auch keine zentrale 
Zimmervermittlung. Wesentliche Einnahmequellen sind die von der Gemeinde erhobene 
Fremdenverkehrsabgabe, die Kurabgaben und die anteilige Kostenerstattung aus dem 
Gemeindehaushalt wegen Nutzung der touristischen Infrastruktur durch die Einwohnerschaft. Im 
Jahr 2012 wurde die Satzung über die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe neu gefasst, dabei 
wurde gleichzeitig eine gestaffelte Erhöhung für die Jahre 2013 und 2014 festgesetzt. 
 
Die Gemeinde Ostseebad Laboe ist Mitgesellschafter der Probstei Marketing GbR (LTO), Mitglied 
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des Ostsee-Holstein-Tourismus e.V. (OHT) und somit auch der Tourismus-Agentur Schleswig-
Holstein (TASH). 
 
Die Gästezahlen des Jahres 2013 zeigen im Vergleich zum Vorjahr eine divergierende Tendenz auf. 
Während die Zahl der Gäste deutlich über dem Vorjahresniveau lag, es war eine Steigerung von 7,7 
% zu verzeichnen, lag die Zahl der Übernachtungen unter dem Wert des Jahres 2013, und zwar 1,1 
%. Dies führt dann zu einer durchschnittlichen Verweildauer des Gastes von 5,3 Tagen (-6,6 %). Die 
sehr schönen Sommermonate Juli und August haben dazu geführt, dass dieses Ergebnis erreicht 
werden konnte. 
 
Insgesamt ist festzustellen, dass der Erfolgsplan des Betriebsteiles Tourismus statt des geplanten 
Verlustes von 67.900 Euro einen von 41.200  Euro ausweist. Zwar sind durch die Verringerung der 
Übernachtungen die Einnahmen aus der Kurabgabe leicht rückläufig, die Strandkurabgabe und die 
Fremdenverkehrsabgabe führten aber zu einer Verbesserung der Einnahmesituation.  
 
Die wesentlichen Maßnahmen des Vermögensplanes wurden im Oktober 2013 begonnen. Das 
Projekt „Hafenumfeldgestaltung“ mit einem Gesamtvolumen von ca. 2,5 Mio. Euro, das mit einer 
Bezuschussung von 60 % und einem Eigenanteil von 40 % finanziert ist, wurde gestartet und wird 
wahrscheinlich bis Anfang 2015 laufen. Ziel ist es, die touristische Infrastruktur zeitgemäß 
herzustellen und eine Attraktivitätssteigerung hervorzurufen. 
 
Betriebsteil Hafen 
 
 
Der Betriebsteil Hafen besteht aus einem Sportboothafenteil mit ca. 370 Liegeplätzen für 
Sportboote, die zu einem überwiegenden Teil an Dauerlieger verpachtet werden. Der 
Kommunalhafenteil ist mit dem Fähranleger das wichtige Einfallstor für den Bereich 
Tagestourismus von und nach Kiel. Nach Auskunft der SFK als Hauptnutzer des Anlegers werden 
jedes Jahr um die 300.000 Gäste befördert. 
 
Der Betriebsteil Hafen kann als Unternehmen im kommunalen Sinne (§ 101 GO) betrachtet werden, 
da er über die Gebührenerhebung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde steht. Die zu erhebenden Gebühren sind gerade noch 
kostendeckend. 
 
Der Plan 2013 sah einen Verlust von 26.600 Euro vor, das tatsächliche Ergebnis liegt mit einem 
Verlust von 57.515  Euro deutlich über Plan. Dies ist im Wesentlichen auf die mit der Erneuerung 
der Steganlage verbundenen Abbruchkosten zurückzuführen, die bei der Aufstellung des 
Wirtschaftsplanes nicht in der erforderlichen Höhe berücksichtigt waren. 
 
Im Vermögensplan wurde die Stegsanierung begonnen und mit einem vom Betrieb zu 
finanzierenden Darlehen von 250.000 Euro abgeschlossen.  
 
 
Betriebsteil Bauhof 
 
Der Betriebsteil Bauhof ist eine gemeindeeigene Einrichtung, die im Zuge der Eingliederung der 
Gemeinde in das Amt Probstei in den Eigenbetrieb überführt wurde und seit 2010 als Betriebsteil 
geführt wird. Es handelt sich nicht um einen Betrieb gewerblicher Art im Sinne des Steuerrechtes, 
sondern vielmehr um eine hoheitlich tätige Einrichtung, die unterschiedlichste Leistungen für 
andere Verwaltungseinheiten erbringt. Der Bauhof entspricht § 101 (4) Ziff. 3 GO und ist ein 
Hilfsbetrieb, der ausschließlich der Deckung des Eigenbedarfes der Gemeinde dient. Er wird in den 
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Bereichen allgemeine Verwaltung, Straßenunterhaltung, Parkanlagen, öffentliche Ordnung, 
Tourismus eingesetzt. 
 
Der Erfolgsplan zeigt, dass der geplante Gewinn von 7.700 Euro zu einem Verlust von 2.100 Euro 
im Ergebnis wurde. Dies liegt darin begründet, dass der Aufwand für die Unterhaltung und Pflege 
des Maschinenparkes höher als geplant ausfiel. 
 
 
 
Betriebsteil Meerwasserschwimmhalle 
 
Der Betriebsteil MWSH ist eine gemeindeeigene Einrichtung, bei der es sich im steuerlichen Sinne 
um einen Betrieb gewerblicher Art handelt. Mit der 2010 erfolgten Eingliederung in den 
Eigenbetrieb wurde die kamerale in die kaufmännische Buchführung überführt. Nach § 101 (4) GO 
stellt die  MWSH kein wirtschaftliches Unternehmen dar. Bei der MWSH handelt es sich um eine 
Einrichtung des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, des Sports und der Erholung. 
 
In der Erfolgsrechnung 2013 weicht das Ergebnis der MWSH vom Plan  ab. Statt eines geplanten 
Defizites von 534.000 Euro weist die Bilanz eines von 521.000 Euro aus. Das Ergebnis ist durch die 
Auflösung einer Rückstellung in Höhe von ca. 33.000 Euro positiv beeinflusst worden, da durch das 
gute Wetter in den Monaten Juli und August 2013 deutlich verringerte Besucherzahlen zu 
verzeichnen waren und damit die verringerten Einnahmen eigentlich zu einem deutlich 
schlechterem Ergebnis als geplant geführt hätten. 
 
Der Gesamtbetrieb 
 
Für den Gesamtbetrieb war ein Verlust von 620.600 Euro geplant. Der tatsächliche Verlust beträgt 
621.800 Euro und entspricht damit dem Wirtschaftsplan. Bei den einzelnen Betriebsteilen ergeben 
sich unterschiedliche Planabweichungen, die im Gesamtergebnis kompensiert werden.   
 
Geschäftsjahr 2013 
 
Für das Geschäftsjahr 2013 sind folgende Ereignisse zu berichten:  

Es fand die Direktwahl des hauptamtlichen Bürgermeisters statt, der dann zum 1.5.2013 seinen 
Dienst antrat und am 10.7.2013 von seinem Amt zurücktrat. Da er auch die Werkleitung 
übernahm, wurde der ehemals hauptamtliche Werkleiter zum 1.5.2013 von seinen Aufgaben als 
Werkleiter entbunden, erkrankte dann und wurde anschließend freigestellt. Zum 14.11.2013 
schied er dann aus den Diensten der Gemeinde aus. Dadurch wurde ab 17.07.2013 die 
Werkleitung ehrenamtlich wahrgenommen, ab 17.07.2013 durch den gewählten 1. 
Stellvertretenden Bürgermeister, der dann auch mit Wirkung vom 01.10.2013 zum 
ehrenamtlichen Bürgermeister gewählt wurde und damit die Funktionen Werkleitung und 
Bürgermeister vereinigt.  

Nach dem Bilanzstichtag sind verschiedene erwähnenswerte Ereignisse eingetreten: 
 
Zum 1.2.2014 wurde die Stelle eines Assistenten der Werkleitung besetzt. Für die entfallene 
Stelle des hauptamtlichen Werkleiters hat diese Stelle die  Funktion der Unterstützung des nun 
ehrenamtlichen Werkleiters.  

Die Arbeiten im Projekt „Hafenumfeldgestaltung“ laufen planmäßig, führen aber durch 
Teilrechnungen zu einem erhöhten Mittelabfluss, sodass ein Augenmerk auf die Liquidität des 
Betriebes gerichtet werden muss. 
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Für den Spätsommer 2014 wurde eine Außenprüfung des Finanzamtes Kiel angekündigt. 
 
Durch Laboer Bürger wurde ein Bürgerbegehren über die Zukunft der Schwimmhalle initiiert. Das 
Bürgerbegehren  wurde mittlerweile für zulässig erklärt. Die Gemeindevertretretung hat 
beschlossen, am 21.September 2014 den Bürgerentscheid durchzuführen. Während die Initiatoren 
das Ziel haben, den Weiterbetrieb der Meerwasserschwimmhalle zu erreichen, hat die 
Gemeindevertretung mehrheitlich bekundet, den Betrieb der Meerwasserschwimmhalle 
einzustellen. 
 
 
Risikenbetrachtung 
  
Bedingt durch die enge personelle Ausstattung ist der krankheitsbedingte Ausfall von Mitarbeitern 
ein Risiko. Da der Eigenbetrieb auf Grund seiner Größe nicht in der Lage ist in wichtigen Bereichen 
Ausfälle zu kompensieren, muss ein Konzept entwickelt werden, wie im Einzelfall mit personellen 
Problemen umgegangen werden muss.  
 
Hierzu sind die Betriebsteile durch die Werkleitung näher betrachtet worden und erste 
Handlungsansätze im Sinne einer „Stärkung der Handlungsfähigkeit in der Zukunft“ 
herausgearbeitet worden. 
 
Rechnungswesen/Verwaltung: Ziel ist es, die Bewältigung des Arbeitsaufkommens in dieser 
Abteilung künftig sicher zu stellen und die Verwaltung so zu organisieren, dass  zeitnah eine 
Abbildung des betrieblichen Geschehens an die Werkleitung gegeben werden kann.    
Personelle Engpässe in der Verwaltung und den Betriebsteilen führen zu einer Einschränkung der 
Verfügbarkeit der betrieblichen Zahlen- und Faktenlage. Dies kann  Einfluss auf die Reaktions- und 
Entscheidungsfähigkeit des Gemeindebetriebes haben. Hier gibt es diverse Handlungsansätze, die 
innerbetrieblich verfolgt werden. Aktuell wird über eine Umstellung der Belegbuchung 
nachgedacht. Darüber hinaus soll die Umstellung auf E-Bilanz im Rahmen der gesetzlichen 
Anforderungen im Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe umgesetzt werden. 
 
Betriebsteil Bauhof: Ziel ist es den schnellen Informationsaustausch zwischen Werkleitung und 
Bauhof im Sinne der Sicherstellung der Arbeitsqualität und Reaktionsfähigkeit  für diesen 
Betriebsteil zu halten. Gleichzeitig soll das Abrechnungssystem verbessert werden. Insbesondere ist 
künftig  eine Optimierung der Bauhofabrechnung hin zur zeitnahen Fakturierung angezeigt. Hier 
soll ein Bauhofabrechnungsprogramm zu einer Strukturverbesserung führen. 
Personelle Engpässe beim Bauhof  würden zu einer Einschränkung der notwendigen Leistungen 
dieses Betriebsteiles führen. Um hier entgegen zu wirken, sind bereits jetzt Saisonkräfte auf dem 
Bauhof eingesetzt.  
 
Betriebsteil Meerwasserschwimmhalle: Bedingt durch hohe Verluste in den Vorjahren und auch 
im Wirtschaftsjahr 2013 steht die Meerwasserschwimmhalle im Fokus der Betrachtungen. Hier 
bleibt der Bürgerentscheid am 21.09.2014 abzuwarten.  
Planungen gehen im Jahr 2014 dahin, die Öffnungszeiten so anzupassen, dass die Personalkosten, 
die den größten Aufwandsposten ausmachen, nicht weiter steigen.  
 
Betriebsteil Hafen: Nach erfolgter Stegsanierung im Jahr 2013 sind weitere Sanierungsmaßnahmen 
geplant, die die Attraktivität des Hafens Laboe auf gutem Niveau halten bzw. verbessern. Hierzu 
soll künftig die Sanierung der Hafentoiletten sowie die Erneuerung der Stege G, I, J beitragen. 
  
Betriebsteil Tourismus: Ziel ist es im Bereich Tourismus bestehende Angebote zu erweitern, um 
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die Attraktivität des Ostseebades Laboe zu sichern. Für das Wirtschaftsjahr 2015 werden neue bzw. 
in Planung befindliche Angebote wie z.B. Trauungen am Ostseestrand das Attraktivitätsniveau des 
Ostseebades Laboe weiter verbessern. Innerbetrieblich führte der Kauf eines neuen Kassensystems  
im Jahr 2014 anfänglich zu Problemen, die behoben werden konnten. Die Organisation der 
Abrechnung der Kassen wird im Jahr 2014 noch weiter der Überprüfung unterzogen. Personelle 
Engpässe beim Tourismusbüro würden zu einer Einschränkung der notwendigen Leistungen dieses 
Betriebsteiles führen. Um hier entgegen zu wirken, sind bereits jetzt Saisonkräfte im Tourismusbüro 
eingesetzt. Die Stelle einer Veranstaltungsfachkraft war  ausgeschrieben, das 
Bewerberauswahlverfahren hat stattgefunden. Diese Stelle ist neu zu besetzen, da der bisherige 
Stelleninhaber die Kündigung zum 31.12.2014 eingereicht hat.  
 
Da der Eigenbetrieb überwiegend vom Tourismus abhängig ist, ist die Einnahmeseite sehr stark 
witterungsabhängig. Das Angebot ist nicht so breit gestreut, das durch schlechtes Wetter bedingte  
Einnahmeausfälle in anderen Bereichen kompensiert werden könnten. Dies führt zu einer starken 
Abhängigkeit von der Haushaltssituation der Gemeinde, weil diese die entstehenden Verluste 
ausgleichen muss.  
Für das Wirtschaftsjahr 2013 ist die Hafenumfeldgestaltung als Großprojekt des Betriebsteils 
Tourismus zu nennen. Hier ist der Wasserbau im Jahr 2014 zum Berichtszeitpunkt nahezu 
fertiggestellt. 
 
 
Anstehende Investitionen werden zukünftig nur schwer durch kostendeckende Gebühren zu 
finanzieren sein. Die Hafenumfeldgestaltung wird den Betriebsteil Tourismus in den Folgejahren 
mit zusätzlichen Abschreibungen und Zinsen von ca. 80.000– 100.000 Euro belasten. Diese 
Belastung durch eine höhere Strandkur- oder Fremdenverkehrsabgabe auszugleichen, wird am 
Markt nur teilweise durchsetzbar sein. Gleiches gilt für den Betriebsteil Hafen, hier werden durch 
die Stegerneuerungen Investitionen von mehr als 600.000 Euro, damit Abschreibungen von 30.000 
Euro ausgelöst, die ebenfalls am Markt nicht in vollem Umfang durch höhere Liegegebühren gegen 
zu finanzieren sein werden. Dadurch, und auch durch  steigende Verluste der Schwimmhalle, wird 
die Finanzkraft der Gemeinde über Gebühr in Anspruch genommen. Hier gilt es bereits jetzt 
Konzepte zu entwickeln, die die abzusehenden wachsenden Verluste des Eigenbetriebes in Grenzen 
halten. 
 
Laboe, den 11.07.2014 
 
 
Riecken 
Werkleiter Eigenbetrieb 
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Rechtliche Grundlagen

Rechtsform: Eigenbetrieb der Ge meinde Ostseebad Laboe, 
Laboe

Name des Eigenbetriebes: Gemeindebetrieb Ostseebad Laboe

Stammkapital: EUR 1.000.000,00

Sitz: Laboe

Handelsregister:  HRA 1892 PL, Amtsgericht Kiel

Satzung: Es gilt die Satzung vom 31. März 2010 mit einer
Änderung in der Fas sung vom 8. Februar 2013, die
zum 1. Mai 2013 in Kraft trat.

Gegenstand: Gegenstand des Eigenbetriebes sind die Betriebs-
zweige Tourismus, Hafen, Meerwasserschwimm-
halle und Baubetriebshof und Zweck ist es, die mit
die sen ver bun de nen Auf ga ben in der Gemeinde
Ostseebad Laboe zu er fül len. Der Ei gen be trieb
kann al le seinen Be triebs zweck för dern den Ge-
schäf te be trei ben. Er kann öf fentli che Ver an stal-
tungen jed weder Art, zum Bei spiel Jahr märkte,
Musikver an staltun gen, Floh märkte, etc., durch füh-
ren.

Wirtschaftsjahr: Kalenderjahr
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Organe des Eigenbetriebes: -  die Gemeindevertretung

 -  der Werkausschuss (Zusammensetzung siehe
An hang, Anlage 3)

 -  die Bürgermeisterin (seit 1. Mai 2013 der Bür-
ger meis ter) 

-  die Werkleitung 

 Die Protokolle der Sitzungen der Gemeindevertre-
tung und des Werkausschusses zu den Be lan gen
des Ei gen be trie bes ha ben uns vorgelegen.

Werkleitung: Ulrich Thon (bis zum 30. April 2013); stellver tre-
tende Wer kleit erin An ke Block

 Michael Meggle (vom 1. Mai 2013 bis 10. Juli 2013)

 Walter Riecken (seit 17. Juli 2013)

Steuerliche Verhältnisse: Der Eigenbetrieb ist als Betrieb gewerblicher Art
(BgA) grund sätzlich körperschaftsteuer-, gewerbe-
steuer- und umsatzsteuerpflichtig.

 Die Gewerbesteuerpflicht entfällt, da aufgrund der
andau ernden Verlustsituation keine Gewinn erzie-
lungs absicht vorliegt. Die Umsatzbesteu erung er-
folgt nach den allgemeinen Regeln des Um satz-
steuer gesetzes.

 Die Steuererklärungen zur Körperschaft- und Um-
satz steuer für 2012 sind eingereicht und veran lagt
wor den.
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Technische und wirtschaftliche Grundlagen, Beteiligungen und Mitgliedschaften

a)  Beschreibung der Betriebsteile

Der Tourismusbetrieb betreibt einen bewachten Meerbadestrand mit Einrichtun-
gen für den allgemeinen Kur- und Badebetrieb.

Der Hafenbetrieb besteht aus dem Fischerei-Gewerbehafen und dem Sportbootha-
fen. Wir weisen aber ausdrücklich daraufhin, dass eine Trennung der einzelnen Tei-
le aufgrund der Begebenheiten vor Ort und der dynamischen Stellplatzvergabe
nicht ohne weiteres möglich ist, so dass hier eine Vermischung der Liegebereiche in
Teilen notwendig ist. Im ursprünglichen Fischerei-Gewerbehafen wird die Perso-
nen beförderung mit Fahrgastschiffen und Fahrzeugen des gewerblichen Angel-
sports sowie der Fischanl andung betrieben. Dieser Hafen beherbergt aber neben
Angel- und Fischkuttern so wie Museumsschiffen, der Station der Deut schen Gesell-
schaft zur Ret tung Schiff brü chi ger mit Rettungskreuzer auch di verse Sportboote.
Der Sportboothafen schließt sich an den Gewerbehafen an und bietet Liegeplätze
für ca. 350 Yachten und Segelboote sowie für kleinere Fisch erei fahrzeuge.

Ein weiterer Betriebsteil ist die Meerwasserschwimmhalle (MWSH), die ganzjährig
geöff net ist. Sie befindet sich in unmittelbarer Nähe zur Wasserlinie. Die MWSH
bie tet ein Flach was ser be cken mit Meer was ser. Im Un ter ge schoss beherbergt sie
ne ben ei nem ver pach te ten Rest au rant ei ne Sau nal and schaft, welche neben den In-
nensau nen eine zu sätz liche Blockhaus-Sauna im strand na hen Außenbereich bietet.

Den letzten Betriebsteil bildet der Bauhof, welcher Instandhaltungs- und Unterhal-
tungsarbeiten für die Gemeinde und die anderen Betriebszweige erbringt. Hierun-
ter fal len im We sent lichen die Grün- und Strandpflege.

b)  Entgeltsatzungen und Abgabenordnungen

Die Grundlage für die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe bildet die am
5. Februar 1993 von der Gemeinde vertretung beschlossene Satzung in der Fas sung
vom 30. Oktober 1996. Sie wurde zuletzt in der Gemeindesitzung vom 13. De zem-
ber 2011 geändert. Diese Änderung trat zum 1. Janu ar 2012 in Kraft.

Die Abgaben werden laut Satzung zur Deckung von 50 v. H. in 2013 (60 % ab 2014)
des Auf wan des für die Fremdenverkehrswerbung er ho ben.
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Nach § 2 der Satzung sind alle natürlichen oder juristischen Personen sowie rechts-
fähige und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen abgabepflichtig, denen durch
den Fremdenverkehr im Gebiet der Gemeinde Ostseebad Laboe unmittelbare oder
mittelbare Vorteile geboten werden.

Für die Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Verwaltung und die Unterhal-
tung der zu Kur- und Erholungszwecken bereitgestellten öffentlichen Einrichtun gen
und durchgeführten Veranstaltung wer den ei ne Kur ab gabe, ei ne Strandkur ab ga be
und ei ne Strandbe nut zungsge bühr er ho ben. Nach der am 24. Fe bru ar 2009 von der
Ge mein de ver tre tung be schlos se nen und am 14. März 2009 in Kraft ge tre te nen Sat-
zung ist von allen Per so nen, die sich in der Ge meide La boe auf halten, eine Kur abga-
be zu entrichten. Ta gesgäste sind zur Zah lung einer Strandkurabgabe ver pflich tet,
Ein woh ner müssen ei ne Strandbenut zungs ge bühr zahlen.

Die Hafenbenutzungsordnung vom 25. September 2007 ergänzt die Landesverord-
nung für die Häfen in Schleswig-Holstein (Hafenverordnung-HafVO) vom 9. Februar
2005/9. Juli 2006 und die Landesverordnung über Sportboothäfen (Sportboot-
hafenverordnung) vom 11. September 2005 für die Belange des Hafens der Ge-
meinde Ostseebad Laboe. Laut § 3 der Verordnung sind für die Nutzung des Ha fens,
sei ner Anlagen und Einrichtungen gemäß nachfolgender Satzung Gebüh ren zu ent-
richten.

Die Satzung über die Erhebung von Hafenabgaben vom 21. Februar 2006 in der Fas-
sung der 1. Änderung vom 13. Dezember 2006 war bis zum 14. März 2011 gültig.
Seit dem 15. März 2011 ist die von der Gemeindevertretung am 16. Dezember 2010
be schlossene  Neufassung der Hafenabgabensatzung gültig. Die Abgabe dient der
Deckung der laufenden Kosten des Hafenbetriebs und entsteht mit der Benutzung
des abgabenpflichtigen Hafengebietes. Sie teilt sich auf in Hafen,- Schiffsliege- und
Kaigebühren sowie Pfandgeld, Entsorgungsgebühren und sonstige Dienstleis tun-
gen und Gebühren.

Für die Nutzung der Meerwasserschwimmhalle gilt bis zum 31. März 2011 die Ent-
geltord nung vom 7. Ju li 2010. Seit dem 1. April 2011 gilt diese in der Fassung vom
8. März 2011. Sie regelt die Eintrittsgelder für die Meerwasserschwimmhalle. Inha-
ber einer OstseeCard, einer Einwohnerstrandkarte oder Laboer Kindern wird ei ne
Ermä ßigung von 10 % gewährt.

Für die Nutzung der Lesehalle wurde am 31. Mai 1991 eine Richtlinie gemäß Be-
schluss der Gemeindevertretung vom 30. Mai 1991 erlassen. Pro Ver an staltung in
der Lesehalle erhält der Eigenbetrieb ein Entgelt.
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c) Übersicht über Beteiligungen und Mitgliedschaften

Seit 1. Januar 2009 ist der Eigenbetrieb an der Ostsee-Tourismus-Service GmbH, 
Lübeck-Travemünde, mit nominal EUR 1.400,00 beteiligt. Gegenstand der GmbH ist
die Be reit stel lung touristisch ausgelegter EDV-Services.

Mit Vertrag vom 9. März 2011 hat die Gemeinde Ostseebad Laboe zusammen mit
der Gemeinde Schönberg und dem Tourismusverband Probstei e.V. die Probstei
Tou rismus Marketing GbR, Schönberg, gegründet, um die Kooperation im
Tourismus der drei Partner auszubauen und die Tourismusangebote der Region
stärker zu op timieren. Der GbR soll der Charakter einer losen Werbegemeinschaft
innewohnen.

d) Wesentliche Verträge 

Es bestehen keine wichtigen Einzelverträge. Zur Kontrolle der Kurabgabe, für die
Vermietung von Strandkörben und für das Betreiben von Kiosken und Restaurants
wurden diverse Verträge mit Unternehmen und Privatpersonen abgeschlossen.

e) Bürgschaftsdarlehen 

Die Gemeinde hat in 2009 zur Finanzierung einer Saunalandschaft in der Meer-
wasserschwimmhalle für ein Darlehen des nunmehr insolventen Investors über
TEUR 360 gebürgt. Da das Kreditinstitut nunmehr die Gemeinde als Bürgen in An-
spruch nehmen möchte, ist derzeit ein Rechtsstreit zwischen der Gemeinde und der
darle hensgebenden Bank anhängig. Es sollen einschließlich aufgelaufener Zinsen
Darle hensschulden in Höhe von TEUR 380 ausgeglichen werden. Diesem Umstand
wur de durch eine Rückstellung beim Eigenbetrieb Rechnung getragen. 

Mit Urteil aus dem Juli 2013 wurde der Eigenbetrieb verpflichtet, die Bürgschafts-
sum me in Höhe von TEUR 360 an die Förde Sparkasse zu leisten. Die Rückstellung
für Ne ben leistungen in Höhe von TEUR 20 konnte ergebniswirksam aufgelöst wer-
den. Die Zah lung wur de im De zem ber 2013 an ge wie sen.
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Aufgliederungen und Erläuterungen der Posten des Jahresabschlusses

a) Erläuterungen zur Bilanz zum  31. Dezember 2013

A K T I V A

A. ANLAGEVERMÖGEN

1 Die Entwicklung nach Bruttowerten (Anschaffungs- und Herstellungskosten) ent-
hält der Anlagenspiegel, der Bestandteil des Anhangs (Anlage 3) ist. Im Folgenden
er läutern wir die Entwicklung der Nettowerte (Buchwerte).

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

1. Entgeltlich erworbene Konzes-
sionen, gewerbliche Schutz-
rechte und ähnliche Rechte und
Werte sowie Lizenzen an sol-
chen Rechten und Werten 31.12.2013 EUR 10.568,00

31.12.2012 EUR 983,00

2 Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 983,00

Zugänge 6.579,50

Umbuchungen 5.064,50

Abschreibungen 2.059,00

Stand am 31.12.2013 10.568,00

Der Posten beinhaltet EDV-Software. Die Zugänge beinhalten unter anderem die
Kos ten für die Neugestaltung der Internetseite des Betriebsteils Tourismus in Höhe
von TEUR 7.

VORABZUG



Anlage 7
Seite 2

2. Geleistete Anzahlungen 31.12.2013 EUR 0,00

31.12.2012 EUR 5.064,50

Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 5.064,50

Umbuchungen 5.064,50

Stand am 31.12.2013 0,00
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II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksglei-
che Rechte mit Geschäfts-, Be-
triebs- und anderen Bauten 31.12.2013 EUR 3.367.105,63

31.12.2012 EUR 3.332.929,63

3 Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 3.332.929,63

Zugänge 204.768,74

Abgänge 8.562,00

Umbuchungen 41.916,59

Abschreibungen 203.947,33

Stand am 31.12.2013 3.367.105,63

Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Grund und Boden 467.200,41 467.200,41

Gebäude auf eigenen Grundstücken 890.452,00 950.243,00

Andere Bauten auf eigenen Grundstücken 1.993.288,22 1.896.301,22

Außenanlagen 16.165,00 19.185,00

3.367.105,63 3.332.929,63

Bei den Zugängen handelt es sich unter anderem um die Stege C, D und H im Hafen
so wie um einen See con tai ner für den Betriebsteil Bauhof.
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2. Bauten auf fremden Grundstü-
cken 31.12.2013 EUR 41.107,81

31.12.2012 EUR 56.426,81

4 Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 56.426,81

Abgänge 245,00

Abschreibungen 15.074,00

Stand am 31.12.2013 41.107,81
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3. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 31.12.2013 EUR 323.190,54

31.12.2012 EUR 319.362,54

5 Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 319.362,54

Zugänge 101.138,84

Abgänge 521,00

Abschreibungen 96.789,84

Stand am 31.12.2013 323.190,54

Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Betriebsvorrichtungen 89.037,00 126.636,00

Andere  Anlagen der Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung 124.451,54 71.142,54

Betriebsausstattung Sport-u.Spielgeräte 18.556,00 19.697,00

Fahrzeuge 71.000,00 87.199,00

Büroeinrichtung und Büromaschinen 12.197,00 12.733,00

EDV-Hardware 7.949,00 605,00

Sammelposten GWG 0,00 1.350,00

323.190,54 319.362,54

Bei den Zugängen handelt es sich im Wesentlichen um Energiesäulen (TEUR 27), die
Strom- und Wasserversorgung der Stege C, D und H (TEUR 44) sowie diverse Spiel-
und Klein ge rä te.
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4. Geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau 31.12.2013 EUR 220.752,72

31.12.2012 EUR 188.542,31

6 Entwicklung im Berichtszeitraum:

EUR

                 
Stand am 01.01.2013 188.542,31

Zugänge 114.970,12

Abgänge 40.843,12

Umbuchungen 41.916,59

Stand am 31.12.2013 220.752,72

Die Zugänge bestehen aus Planungskosten für den Rosengarten sowie aus Kosten
für die Neugestaltung des Hafenumfelds.

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 31.12.2013 EUR 1.444,57

31.12.2012 EUR 1.444,57

Bei der Beteiligung handelt es sich um einen Anteil an der Ostsee-Tou ris mus-Ser vi-
ce GmbH, Lübeck-Travemünde, von nominal EUR 1.400,00. Gegen stand der GmbH
ist die Be reit stel lung touristisch ausgelegter EDV-Services.
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B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 31.12.2013 EUR 11.304,79

31.12.2012 EUR 19.394,48

7 Beim Ausweis handelt es sich um unverarbeitetes Holz für Anleger auf dem Grund-
stück des Bauhofs, Werbe- und Verkaufsartikel sowie Heizöl.

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen 31.12.2013 EUR 34.523,38

31.12.2012 EUR 68.083,25

8 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Nominalbestand der Forderungen 58.164,38 88.545,25

Einzelwertberichtigte Forderungen aus Ver-
mietung Sauna/Bistro 35.335,20 35.335,20

abzgl. Pauschalwertberichtigung -1.211,00 -2.265,00

abzgl. Einzelwertberichtigungen -57.765,20 -53.532,20

34.523,38 68.083,25

Zweifelhafte Forderungen wurden in angemessenem Umfang einzelwertberichtigt.
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9 Die Wertberichtigungen zeigen folgende Entwicklung:

Stand Verbrauch (V) Stand
01.01.2013 Auflösung (A) Zuführung 31.12.2013

EUR EUR EUR EUR

Pauschalwertberichtigung 2.265,00 1.054,00 (A) 0,00 1.211,00

Einzelwertberichtigung 53.532,20 0,00 (A) 4.233,00 57.765,20

55.797,20 1.054,00 (A) 4.233,00 58.976,20

Die Forderungen waren zum Prüfungszeitpunkt im Wesentlichen, bis auf einzel-
wertberichtigte Forderungen, eingegangen.

2. Sonstige Vermögensgegenstän-
de 31.12.2013 EUR 425.981,73

31.12.2012 EUR 60.152,90

10 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Zuschuss Land SH wg. Hafenumfeldgestaltung 300.462,41 0,00

Umsatzsteuer 106.389,92 30.503,29

Mietforderungen (Hafen) 12.470,77 2.082,00

Leitungswasserschaden Provinzial
(Schwimmbad) 2.265,76 1.098,61

Strandkorbkonzession (Tourismus) 1.754,80 1.754,80

Zuschuss LVS SH mbH (Hafen) 0,00 13.950,00

Überzahlungen E. ON (Hafen) 0,00 5.977,50

Kapitalertragsteuer 0,00 68,29

Solidaritätszuschlag 0,00 3,73

Forderungen gegen Personal 0,00 1.181,22

Übrige 2.638,07 3.533,46

425.981,73 60.152,90
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III. Kassenbestand und Guthaben
bei Kreditinstituten 31.12.2013 EUR 189.291,20

31.12.2012 EUR 423.985,54

11 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Kasssenbestand 6.674,58 12.691,77

Festgeldkonto 182.616,62 411.293,77

189.291,20 423.985,54

Kasssenbestand

Wechselgeldkasse Hafenmeister 450,00 450,00

Barkasse für Ausgaben Hafenmeisterei 218,69 25,02

Barkasse Tourismus 1.560,44 4.342,00

Wechselgeldkassen Tourismus 800,00 1.250,00

Wechselgeldkasse MWSH 2.635,00 2.635,00

Barkasse MWSH/Tageseinnahmen zum Jah-
resende im Tresor 1.010,45 3.989,75

6.674,58 12.691,77

Für die Kassenbestände haben Aufnahmeprotokolle zum 31. Dezember 2013 bzw.
Kassenbücher vor gelegen. Die Guthaben bei Kreditinstituten sind durch gleichlau-
tende Saldenmit tei lungen und Bankbestätigungen zum Bilanzstichtag nachgewie-
sen.

C. RECHNUNGSABGRENZUNGS-
POSTEN 31.12.2013 EUR 1.008,89

31.12.2012 EUR 607,11
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P A S S I V A 

A. EIGENKAPITAL

I. Stammkapital 31.12.2013 EUR 1.000.000,00

31.12.2012 EUR 1.000.000,00

II. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklage 31.12.2013 EUR 605.340,06

31.12.2012 EUR 605.340,06

12 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Rücklage Tourismusbetrieb 233.504,91 233.504,91

Rücklage Hafenbetriebe 158.149,92 158.149,92

Rücklage aus Übernahme Bauhof 146.183,81 146.183,81

Rücklage aus Übernahme MWSH 67.501,42 67.501,42

605.340,06 605.340,06
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2. Zweckgebundene Rücklage 31.12.2013 EUR 389.307,23

31.12.2012 EUR 389.307,23

13 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Kreis Plön 1969-1972 (Errichtung Schwimm-
halle) 3.808,10 3.808,10

Land Schleswig-Holstein (Errichtung
Schwimmhalle) 41.127,50 41.127,50

Kreis Plön 1998 (Umbau) 38.263,51 38.263,51

Land Schleswig-Holstein 1998 (Umbau) 306.108,12 306.108,12

389.307,23 389.307,23

Die mit den Zuschüssen finanzierten Investitionen wurden entsprechend ihrer Nut-
zungsdauer bis zum Zeitpunkt der Einbringung fiktiv abgeschrieben und mit dem
sich zum 1. Januar 2010 (Zeitpunkt der Einbringung) ergebenden Buchwert in den
Eigenbetrieb eingegliedert.

Entsprechend wurden die Zuschüsse auf die Restwerte angepasst. Für die Redu zie-
rung der ursprünglichen Zuschüsse ist die prozentuale Minderung der ur sprüngli-
chen Herstellungskosten der Anlagengegenstände maßgebend.

Gemäß § 20 Abs. 3 EigVO i.V.m. § 40 Abs. 5 Schleswig-Holsteinische Gemeindehaus-
halts ver ordnungs-Doppik wurden die Zuweisungen in die allgemeine Rücklage ein-
gestellt. Eine Auflösung der Zuschüsse erfolgt nicht.

III. Jahresfehlbetrag 31.12.2013 EUR -621.757,92

31.12.2012 EUR -622.367,24
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14 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Tourismusbetrieb -41.210,43 -68.356,20

Hafenbetrieb -57.514,75 -8.334,54

Meerwasserschwimmhalle -520.913,03 -544.290,05

Bauhof -2.119,71 -1.386,45

-621.757,92 -622.367,24
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B. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 31.12.2013 EUR 73.800,00

31.12.2012 EUR 120.062,50

15 Zusammensetzung und Entwicklung:

01.01.2013 Auflösung (A) Zuführung (Z) 31.12.2013
EUR EUR EUR EUR

  Rückstellung für Abschlusskosten
und Steuererklärungen 2.800,00 2.025,00 (V) 500,00 (Z) 500,00

775,00 (A)

  Rückstellung für Prüfungskosten 10.500,00 10.500,00 (V) 10.500,00 (Z) 10.500,00

  Überstunden 31.600,00 7.700,00 (V) 0,00 23.900,00

  Urlaub 26.000,00 10.400,00 (V) 5.600,00 (Z) 21.200,00

  Restzahlung Umbau Sauna-
landschaft 32.212,50 0,00 0,00 0,00

32.212,50 (A)

  Archivierung der Geschäftsunter-
lagen 3.600,00 0,00 0,00 3.600,00

  Ausstehende Rechnungen 13.350,00 1.974,76 (V) 10.100,00 (Z) 14.100,00
7.375,24 (A)

32.599,76 (V)
120.062,50 40.362,74 (A) 26.700,00 (Z) 73.800,00

Die Rückstellung für die Restzahlung aus dem Umbau der Saunalandschaft konnte
im Ge schäftsjahr aufgelöst werden, da die Forderung am 31. Dezember 2013 ver-
jähr te.
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C. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 31.12.2013 EUR 2.781.545,96

31.12.2012 EUR 2.203.522,27

16 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Kontokorrentkonten 100.278,11 31.219,13

Hafenbetrieb 1.740.850,63 1.566.764,46

Tourismusbetrieb 616.940,28 252.947,20

Schwimmhalle 198.297,56 223.324,30

Bauhof 125.179,38 129.267,18

2.781.545,96 2.203.522,27

Kontokorrentkonten

Förde Sparkasse 99.835,27 30.954,56

Kontokorrentkredit Commerzbank 442,84 264,57

100.278,11 31.219,13

Hafenbetrieb

Investitionsbank 53 28 64 00 30 5.832,28 7.972,73

abgegrenzte Darlehenszinsen 6.461,14 6.940,39

DKB 67 06 00 56 23 104.931,12 107.508,53

Investitionsbank 53 28 64 00 46 404.453,10 434.453,10

HSH Nordbank 67 04 51 01 67 683.207,76 705.255,30

HSH Nordbank 67 04 51 02 14 (Hapag-Steg) 0,00 304.634,41

Investitionsbank 7000488809 (Umschuldung
Hapag-Steg) 285.965,23 0,00

DKB 6700238568 (Stegneubau Yachthafen) 250.000,00 0,00

1.740.850,63 1.566.764,46
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Tourismusbetrieb

Hypo Vereinsbank 30 24 66 72 02 0,00 27.624,67

Hypo Vereinsbank 30 24 66 72 01 34.113,00 36.345,79

HSH Nordbank 67 04 51 02 20 0,00 74.981,02

Investitionsbank 7000602984 220.000,00 0,00

DKB 6712136651 180.000,00 0,00

Investitionsbank 7000488846 72.481,50 0,00

Investitionsbank 53 28 64 00 24 110.345,78 113.995,72

616.940,28 252.947,20

Schwimmhalle

Investitionsbank 53 02 41 00 87 90.498,77 113.251,25

Hypo Vereinsbank 30 24 66 72 00 67.355,98 69.135,36

Investitionsbank 53 28 64 00 65 40.442,81 40.937,69

198.297,56 223.324,30

Bauhof

Investitionsbank 53 28 64 00 24 101.980,13 105.353,36

Investitionsbank 53 28 64 00 18 2.453,64 2.532,77

Investitionsbank 53 28 64 00 52 20.745,61 21.381,05

125.179,38 129.267,18

Die Salden der Darlehen sind durch Bankbestätigungen und Zins- und Tilgungsplä-
ne nachgewiesen.

2. Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen 31.12.2013 EUR 208.661,02

31.12.2012 EUR 182.564,91

Die Verbindlichkeiten waren zum Prüfungszeitpunkt überwiegend beglichen.
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3. Verbindlichkeiten gegenüber
der Gemeinde 31.12.2013 EUR 65.914,05

31.12.2012 EUR 51.825,25

17 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Forderungen aus Fremdenverkehrsabgabe/FVA -1.135,70 -1.290,41

Forderungen aus Grundstücksgeschäft Eh-
renmal 1 -497.745,82 -497.745,82

Betriebsmittelzuschuss laufendes Jahr 620.400,00 592.200,00

Betriebsmittelzuschuss Vorjahr -30.167,24 0,00

Ausgeglichene Verluste 0,00 0,00

Forderungen bzw. Verbindlichkeiten aus
laufender Leistungsverrechnung -25.437,19 -41.338,52

65.914,05 51.825,25

Betriebsmittelzuschuss laufendes Jahr

Tourismus 60.000,00 75.900,00

Schwimmhalle 533.800,00 488.800,00

Hafen 26.600,00 27.200,00

Bauhof 0,00 300,00

620.400,00 592.200,00

Ausgeglichene Verluste

Tourismus -41.210,43 -58.872,88

Hafen -57.514,75 24.277,55

Schwimmhalle -520.913,03 -480.500,35

Bauhof -2.119,71 5.998,07

Verlustausgleich der Vorjahre durch die
Gemeinde 621.757,92 509.097,61

0,00 0,00

VORABZUG



Anlage 7
Seite 17

Die Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde ergeben sich aus der Verrechnung
von Forderungen und Verbindlichkeiten. Der Betriebsmittelzuschuss als Vorauszah-
lung auf die Verlustausgleichsverpflich tung für das lau fen de Be richts jahr betrug
EUR 620.400,00. Aus dem laufenden Jah res fehl be trag in Hö he von EUR 621.757,92
entsteht somit ei ne Ausgleichsnachzahlung der Ge meinde in Höhe von
EUR 1.357,92.

4. Sonstige Verbindlichkeiten 31.12.2013 EUR 36.901,67

31.12.2012 EUR 403.473,65

18 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Doppelzahlung an E.ON (Schwimmbad) 8.868,91 8.868,91

Lohnsteuer 7.759,34 7.488,18

Lochkartenpfand (Hafen) 4.060,00 7.560,00

Spenden Weihnachtsfeuer (Tourismus) 4.047,88 0,00

Saunaeinnahmen (Schwimmbad) 3.102,00 3.102,00

Spenden Kirchenkreis (Tourismus) 0,00 2.900,00

Zahlung Bürgschaft (Schwimmbad) 0,00 360.000,00

Schmutzwasser (Hafen und Schwimmhalle) 0,00 4.005,76

Kartenvorverkauf (Tourismus) 0,00 4.166,10

Übrige 9.063,54 5.382,70

36.901,67 403.473,65

Laut Gerichtsurteil aus Juli 2013 muss der Gemeindebetrieb seiner Bürg schaftsver-
pflichtung aus dem Bau einer Saunalandschaft nachkommen. Die Zah lung erfolgte
Ende 2013. 

VORABZUG



Anlage 7
Seite 18

D. RECHNUNGSABGRENZUNGS-
POSTEN 31.12.2013 EUR 86.567,19

31.12.2012 EUR 143.248,01

19 Zusammensetzung:

31.12.2013 31.12.2012
EUR EUR

Zuschuss Schiffswerft Laboe Hapag-Steg 81.845,48 90.385,89

Bereits vereinnahmte Liegeplatzgebühren 0,00 49.457,04

Zuschuss Schiffswerft Laboe, Fäkalabsaugan-
lage 1.871,71 2.280,08

Sonstige 2.850,00 1.125,00

86.567,19 143.248,01
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013

1. Umsatzerlöse 2013 EUR 1.463.502,81

2012 EUR 1.384.245,85

20 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Erlöse Hafen 445.646,52 442.039,49

Erlöse Tourismus 423.778,66 389.877,47

Erlöse Bauhof 306.388,14 261.152,92

Erlöse Schwimmbad 287.689,49 291.175,97

1.463.502,81 1.384.245,85

Erlöse Hafen

Tages- und Dauerlieger (Sommer) 359.716,88 354.290,14

Mieten und Pachten Hafen 31.844,25 33.386,67

Hafengebühren 16.262,03 14.343,26

Tages- und Dauerlieger (Winter) 12.875,63 11.651,01

Versorgungskostenerstattungen 12.785,83 15.692,22

Zuschüsse der Werft zum HAPAG Steg 8.948,78 8.948,78

Sonstige Erlöse Hafenbetrieb 3.213,12 3.727,41

445.646,52 442.039,49
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Erlöse Tourismus

Kurabgaben 226.510,85 223.319,04

Strandkurabgabe 58.442,49 43.154,55

Fremdenverkehrsabgabe 57.537,34 40.736,14

Miete Lesehalle 28.101,10 28.748,16

Mieten und Pachten Tourismus 21.879,93 21.421,84

Strandkorbgelder/Konzessionsabgabe 11.358,66 15.399,23

Sonstige Umsätze Tourismusbetrieb 9.219,54 5.251,35

Interneteintrag für Vermieter 7.169,92 7.148,00

Veranstaltungen 3.558,83 4.699,16

423.778,66 389.877,47

Erlöse Bauhof

Weiterberechnung des Stundenverrechnungssatzes 289.872,00 244.930,51

Mieterträge Strandkorblager und Werkstatt 9.660,00 9.442,50

Weiterberechnung Containergebühr 4.140,22 3.896,31

Sonstige Erträge Bauhof 2.715,92 2.883,60

306.388,14 261.152,92

Erlöse Schwimmbad

Eintritt inkl. Bahnenmieten 264.659,51 270.156,31

Verkauf und Verleih 11.619,64 10.449,66

Mieten und Pachten Schwimmbad 11.410,34 10.570,00

287.689,49 291.175,97

2. Andere aktivierte Eigenleistun-
gen 2013 EUR 1.080,00

2012 EUR 877,50

Der Posten beinhaltet die im Berichtsjahr vom Bauhof hergestellten Anlagengegen-
stände. 
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3. Sonstige betriebliche Erträge 2013 EUR 245.378,22

2012 EUR 196.181,16

21 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Kostenerstattungen der Gemeinde 166.154,25 159.870,00

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 40.362,74 20.804,42

Zuschüsse der Bundesagentur für Arbeit 0,00 3.690,16

Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen 1.054,00 2.704,51

Übrige 37.807,23 9.112,07

245.378,22 196.181,16

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-
und Betriebsstoffe und für be-
zogene Waren 2013 EUR 254.736,98

2012 EUR 262.569,42

22 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Tourismus 33.376,22 36.793,70

Hafen 51.537,11 53.241,61

Schwimmhalle 139.951,98 141.926,93

Bauhof 10.316,20 8.225,97

Bewirtschaftungskosten (Allgemein) 20.616,48 23.395,83

erhaltene Skonti (Gesamt) -1.061,01 -1.014,62

254.736,98 262.569,42
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Tourismus

Bewirtschaftungskosten Tourismus 26.789,83 25.369,37

Aufwendungen für OstseeCard 4.386,98 6.286,03

Einkauf Kurschalter 2.199,41 5.138,30

33.376,22 36.793,70

Hafen

Bewirtschaftungskosten 
- Yachthafen 28.183,61 27.483,31

- Gewerbehafen 21.910,19 21.305,15

- nicht aufteilbar 1.443,31 4.453,15

51.537,11 53.241,61

Schwimmhalle

Einkauf für Verkaufs- und Verleihartikel 4.347,21 4.295,17

Heizung/Wärme Schwimmhalle 132.463,03 134.553,77

Frischwasser 3.141,74 3.077,99

139.951,98 141.926,93

Bauhof

Miete für Flaschengase und Schweißgeräte 1.530,34 1.512,05

Arbeits-u. Verbrauchsmaterial 4.980,74 2.392,35

Containergebühren zur Weiterberechnung 3.805,12 4.321,57

10.316,20 8.225,97
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b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen 2013 EUR 108.004,93

2012 EUR 99.216,01

23 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Tourismus 13.465,04 8.463,77

Hafen (Anmietung des Yachthafengebäudes) 6.221,60 6.221,61

Schwimmhalle 86.438,41 83.468,33

Aufwendungen Wasserprobenuntersuchungen
(Tourismus und Schwimmbad) 1.879,88 1.062,30

108.004,93 99.216,01

Tourismus

Strandunterhaltung 11.070,84 5.784,77

Aufwendungen für Interneteintrag der Vermieter 2.282,50 2.490,00

DTV-Gebühren für Klassifizierung 111,70 189,00

13.465,04 8.463,77

Schwimmhalle

Strom 72.697,20 67.706,69

Abwasserentsorgung 11.260,36 13.616,64

Übrige 2.480,85 2.145,00

86.438,41 83.468,33

VORABZUG



Anlage 7
Seite 24

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 2013 EUR 811.670,66

2012 EUR 764.899,36

24 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Gehälter 801.220,50 737.747,91

Aushilfslöhne 10.450,16 27.151,45

811.670,66 764.899,36

b) Soziale Abgaben und Aufwen-
dungen für Altersversorgung
und für Unterstützung 2013 EUR 222.795,35

2012 EUR 222.979,47

Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Gesetzliche soziale Aufwendungen 149.454,73 152.220,53

Beiträge zur Berufsgenossenschaft 5.164,28 5.117,82

Aufwendungen für die Altersversorgung 68.176,34 65.641,12

222.795,35 222.979,47
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6. Abschreibungen

auf immaterielle Vermögensge-
genstände des Anlagevermö-
gens und Sachanlagen 2013 EUR 317.870,17

2012 EUR 301.633,33

Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensge-
genstände und Sachanlagen 306.609,40 295.625,64

Sofortabschreibung GWG 9.910,77 2.845,69

Abschreibung Sammelposten GWG 1.350,00 3.162,00

317.870,17 301.633,33

7. Sonstige betriebliche Aufwen-
dungen 2013 EUR 508.083,17

2012 EUR 432.695,07

Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Betriebs- und Vertriebskosten 286.652,14 227.178,71

Verwaltungskosten 194.978,51 195.303,64

Sonstige Kosten 26.452,52 10.212,72

508.083,17 432.695,07
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Betriebs- und Vertriebskosten

Reparatur und Instandhaltung Hafen 83.369,41 58.470,14

Dienstleistungen für Veranstaltungen 60.633,68 67.886,97

Fahrzeugkosten 36.707,10 22.497,11

Reparatur und Instandhaltung Tourismus 24.312,80 9.901,17

Reparatur und Instandhaltung Schwimmhalle 16.819,52 18.928,22

Versicherungen 16.687,01 12.759,79

Reinigung 16.250,19 11.716,66

Mieten, Pacht und Leasing 11.949,17 10.466,43

Betriebsbedarf, Werkzeuge und Kleingeräte 10.517,91 7.518,60

Reparatur und Instandhaltung Bauhof 3.187,17 2.378,96

Berufskleidung 2.575,03 2.212,34

Provision Strandkarten 19 % und Nachlösegebühr 2.553,28 1.536,31

Aufwendungen für Abraum- und Abfallbeseitigung 1.089,87 738,81

Aufwendungen für Gästebefragung 0,00 167,20

286.652,14 227.178,71

Verwaltungskosten

Verwaltungskostenbeitrag 92.405,02 55.838,04

Werbekosten 36.180,09 30.981,31

Rechts- und Beratungskosten 17.571,62 54.005,27

Beiträge, Abgaben und Gebühren 15.858,61 16.357,22

Abschluss- und Prüfungskosten 12.022,50 14.323,60

Reisekosten, Literatur, Fortbildung Arbeitnehmer 5.188,89 4.899,67

Telefon 3.559,85 4.428,53

Porto/Fracht 2.706,79 3.179,85

Personalnebenkosten/Kosten Stellenanzeigen 2.637,94 3.983,30

Sitzungsgelder/Verw.kosten 2.000,00 2.000,00

Bürobedarf 1.974,81 1.550,26

Nebenkosten des Geldverkehrs 1.629,11 1.480,51

Bewirtungskosten 1.243,28 2.276,08

194.978,51 195.303,64
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Sonstige Kosten

Übrige Aufwendungen 16.180,84 5.755,63

Vorsteuer MWSH Schulschwimmen hoheitlich 4.572,29 0,00

Einstellung in die Wertberichtigungen 4.233,00 1.492,00

Erbbau-"Zinsen" 1.466,39 1.466,39

Forderungsverluste 0,00 1.498,70

26.452,52 10.212,72

8. Sonstige Zinsen und ähnliche
Erträge 2013 EUR 1.433,68

2012 EUR 3.088,36

9. Zinsen und ähnliche Aufwen-
dungen 2013 EUR 101.856,60

2012 EUR 113.431,87

25 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Zinsaufwendungen für langfristige Verbindlichkeiten 99.594,10 108.567,40

Zinsaufwendungen aus Kassenkrediten von der
Gemeinde Laboe 2.190,25 4.688,87

Zinsaufwendungen für kurzfristige Verbindlichkeiten 72,25 175,60

101.856,60 113.431,87

10. Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit 2013 EUR -613.623,15

2012 EUR -613.031,66

11. Sonstige Steuern 2013 EUR 8.134,77

2012 EUR 9.335,58
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26 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Grundsteuer - Sporthafen 4.053,50 4.101,16

Grundsteuer - Gewerbehafen 140,35 92,69

Grundsteuer Tourismus, MWSH, Bauhof 2.036,72 2.097,20

Kfz-Steuer 1.904,20 3.044,53

8.134,77 9.335,58

12. Jahresfehlbetrag 2013 EUR -621.757,92

2012 EUR -622.367,24

27 Zusammensetzung:
2013 2012
EUR EUR

Tourismusbetrieb -41.210,43 -68.356,20

Hafen -57.514,75 -8.334,54

Schwimmhalle -520.913,03 -544.290,05

Bauhof -2.119,71 -1.386,45

-621.757,92 -622.367,24

VORABZUG



Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 und 3  sowie § 14 Abs. 2

Kommunalprüfungsgesetz

Anlage 8

VORABZUG



Anlage 8
Seite 1

Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 13 Abs.1Nr.2 und 3 sowie § 14 Abs.2
Kommunalprüfungsgesetz

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführungsorganisation anhand des folgenden Fragenkreises zu unter suchen und
in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 1:
Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offen le-
gung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Or-
gane und einen Geschäftsverteilungs-
plan für die Geschäftsleitung sowie ggf.
für die Konzernleitung? Gibt es darüber
hinaus schriftliche Weisungen des Über-
wachungsorgans zur Organisation  für
die Geschäfts- sowie ggf. für die Kon-
zernleitung (Geschäftsanweisung)? Ent-
sprechen diese Regelungen den Bedürf-
nissen des Unternehmens bzw. des Kon-
zerns?

In Folge des 2012 gefassten Beschlusses
der Gemeindevertretung, die Stelle des
Bürgermeisters hauptamtlich zu verrich-
ten, trat am 1. Mai 2013 der ge wähl te Bür-
ger meister Herr Meggle sein Amt an, legte
es jedoch im Juli 2013 nie der. Seit dem wird
sowohl das Amt des Bür ger meisters als
auch der Werklei tung wie der ehrenamtlich
durch Herrn Riecken aus ge übt. Stellvertre-
tend tätig ist Frau Eschen lauer. 

Der Werk aus schuss der Ge mein de Ost see-
bad Laboe be reitet als Auf sichtsor gan die
Be schlüsse der Ge meinde vertre tung vor
und trifft in einem vorgege benen Rah men
selbst Ent schei dungen.

Die Aufgaben des 1. Werkleiters sind in § 5
der Be triebs satzung geregelt. Die Re ge-
lungen in § 5 der Betriebssatzung ent-
sprechen den Be dürfnissen des Unter-
nehmens.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ih rer
Ausschüsse haben stattgefunden und
wurden Niederschriften hierüber er-
stellt?

Der Werkausschuss ist im Wirt schafts jahr
2013 sechs mal zu Beratun gen und Be-
schlüs sen zusammengetreten. Die Ge-
meinde vertre tung hat zehn Sitzungen ab-
ge hal ten. Ent spre chen de Nie der schrif ten
wur den er stellt und von uns ein gese hen.
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen
Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3
AktG sind die einzelnen Mitglieder der
Geschäfts leitung tätig?

Die im Berichtsjahr als Werkleiter einge setz-
ten Personen sind in keinen Aufsichts räten
und anderen Kontrollgremien tätig. Herr
Riecken ist Kraft Amtes als Bürgermeister
auch Vorstand des Abwasserzweckverban-
des Probstei sowie Aufsichtsratmitglied der
Verkehrsbetriebe des Kreises Plön.

d)
Wird die Vergütung der Organmitglieder
(Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresab-
schlusses/Konzernabschlusses aufge teilt
nach Fixum, erfolgsbezogenen Kompo-
nenten und Komponenten mit lang fris-
tiger Anreizwirkung ausgewie sen? Falls
nein, wie wird dies begründet?

Bei der Berichtserstattung wurde von der
Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB Ge-
brauch gemacht und Angaben über die Ge-
samtbezüge der Werkleitung unterlas sen.
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit des Ge-
schäftsführungsinstrumentariums anhand der folgenden Fragenkreise zu unter su chen
und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 2:
Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Un-
ternehmens entsprechenden Organi sa-
tionsplan, aus dem Organisationsauf bau,
Arbeitsbereiche und Zuständig kei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich
sind? Erfolgt dessen regelmäßige Über-
prüfung?

Ein Organisations- und Geschäftsvertei-
lungsplan ist aus den Plänen der Gemein-
de abgeleitet. Er ent spricht den Be dürf nis-
sen des Ei gen be trie bes. Eine Über prüfung
er folgt in re gel mä ßigen Abständen. Die
nächste Überprüfung erfolgt in 2014, um
den Plan an den Wegfall der hauptamtli-
chen Werkleitung anzupassen. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
nicht nach dem Organisationsplan ver-
fahren wird?

Nein.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen
zur Korruptionsprävention ergriffen und
dokumentiert?

Nein.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Ar-
beitsanweisungen für wesentliche Ent-
scheidungsprozesse (insbesondere Auf-
tragsvergabe und Auftragsab wicklung,
Personalwesen, Kreditauf nahme und 
-gewährung)? Haben sich Anhaltspunk te
ergeben, dass diese nicht eingehalten
werden?

Für den Werkausschuss liegt keine Ge-
schäftsordung vor. Da die Werkleitung nur
aus einer Person besteht, ist ein Ge schäfts-
ver teilungsplan nicht er for der lich. Es gilt
der Dienst- und Ge schäfts ver tei lungs plan
der Gemeinde. We sentli che Sachver halte,
wie z.B. Erlass und Stun dung von Forderun-
gen, sind in der Haupt satz ung für die Ge-
mein de Laboe ge regelt. Die Bear beitung in
der Kasse ist durch die Kas sen anordnung
nor miert. Weitere Richt li nien, Arbeitsan-
wei sungen und Arbeitshil fen zur Sachbear-
beitung lie gen nicht vor. An halts punkte für
Ver stöße ha ben wir im Rahmen unse rer
Prü fung nicht fest gestellt.
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Doku-
mentation von Verträgen (z.B. Grund-
stücksverwaltung, EDV)?

Wir haben uns von der ordnungsgemäßen
Dokumentation von Verträgen überzeugt.
Teilweise liegen keine Verträge vor, da le-
diglich mündliche Absprachen getroffen
wurden.

Fragenkreis 3:
Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im
Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sach li-
che und zeitliche Zusammenhänge von
Projekten – den Bedürfnissen des Unter-
nehmens?

Der Eigenbetrieb stellt gemäß § 12 EigVO
re gel mä ßig vor Beginn eines jeden Wirt-
schafts jahres einen Wirtschaftsplan, be-
stehend aus Ver mögensplan, Erfolgsplan,
Finanz plan und einer Stellenübersicht, auf.
Zeitli che und sachliche Zusammen hänge
der Projekte sind erkennbar. Der Wirt-
schaft splan ist sehr tief gegliedert. Er ori-
entiert sich an dem Kontenplan der Fi-
nanzbuch haltung.

Das Planungswesen ist dem Unterneh-
menszweck und dem Geschäftsumfang
angemessen.

b) Werden Planabweichungen systema-
tisch untersucht?

Planabweichungen werden untersucht,
ausgewertet und gegebenenfalls in einem
Nachtragshaushalt berücksichtigt.

c) Entspricht das Rechnungswesen ein-
schließlich der Kostenrechnung der Grö-
ße und den besonderen Anforderun gen
des Unternehmens?

Unter normalen Umständen und unter Be-
rück sich ti gung der Un ter neh mens größe
sowie der Fremd verga be der Lohn- und Ge-
halts abrechnung entspricht das Rech-
nungs we sen des Be trie bes den An for de-
run gen des Un ternehmens.

d) Besteht ein funktionierendes Finanz ma-
nagement, welches u. a. eine lau fende Li-
quiditätskontrolle und eine Kre ditüber-
wachung gewährleistet?

Das Finanzmanagement wird durch die
Kas se wahrgenommen und zusätzlich vom
Rech nungswesen laufend überwacht. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch
ein zentrales Cash-Management und ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die
hierfür geltenden Regelungen nicht ein-
gehalten worden sind?

Ein zentrales Cash-Management ist nicht
eingerichtet und bei der Größe des Betrie-
bes auch nicht erforderlich.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte voll stän-
dig und zeitnah in Rechnung gestellt
werden? Ist durch das bestehende Mahn-
wesen gewährleistet, dass aus stehende
Forderungen zeitnah und ef fektiv einge-
zogen werden?

Die Auftragsabwicklung im Betriebsteil
Bauhof er folgt bisher nicht vollständig IT
ges tützt, so dass Rech nungen manuell er-
stellt wer den müs sen. Um diesem Um-
stand Rech nung zu tragen, wird mittel-
fristig ein Auf trags mana gement system
ein ge führt, für das derzeit die tech nischen
Vor aus setzun gen geschaf fen wer den.

Bei den anderen Betriebsteilen haben wir
Gegenteiliges im Rah men un se rer Prü fung
nicht fest ge stellt. Das Mahn we sen wird
für den Ei gen betrieb von der Buchhal tung
und vom Amt Probs tei be trie ben. 

g) Entspricht das Controlling den Anforde-
rungen des Unternehmens/Konzerns
und umfasst es alle wesentlichen Unter-
nehmens-/Konzernbereiche?

Ein Controlling i.e.S. besteht nicht, jedoch
lässt sich der Werkleiter regelmäßig über
den aktuellen Stand der Buchhaltung in-
formieren und betreibt eine intensive Ab-
weichungsanlyse. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Be-
richtswesen eine Steuerung und/oder
Überwachung der Tochterunternehmen
und der Unternehmen, an denen eine
wesentliche Beteiligung besteht?

Es existieren keine wesentlichen Beteili-
gungen und Tochterunternehmen.
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Fragenkreis 4:
Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach
Art und Umfang Frühwarnsignale defi-
niert und Maßnahmen ergriffen, mit de-
ren Hilfe bestandsgefährdende Risiken
rechtzeitig erkannt werden können?

Die Werkleitung lässt sich regelmäßig Be-
richte aus dem Rechnungswesen vorlegen.
Bei Abweichungen von den Planzahlen
können entsprechende Maßnahmen er-
griffen werden. Aufgrund der geringen
Komplexität des Eigenbetriebes erscheint
ei ne Implementierung eines dokumentier-
ten Systems nicht erforderlich. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind
sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen?
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Maßnahmen nicht durchgeführt wer-
den?

Wir haben uns während unserer Prü fung
davon überzeugt, dass Maß nahmen ein ge-
leitet wurden, die zu ei ner Op ti mierung
und Vereinfachung der Pro zesse in der
Buchhaltung führen, so dass not wen dige
Kapazitäten zur Risikofrüher ken nung frei-
gesetzt werden. Aufgrund der personellen
Umstrukturierung in der Führung des Un-
ternehmens konnten diese Maßnahmen
noch nicht vollständig umgesetzt werden.
Dar über hinaus wird der Eigenbetrieb in
2014 durch die Ein stellung eines Assisten-
ten der Wer kleitung auch personell ver-
stärkt.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend do-
kumentiert?

Gegenteiliges haben wir bei unserer Prü-
fung nicht festgestellt.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maß-
nahmen kontinuierlich und system atisch
mit dem aktuellen Geschäftsum feld so-
wie mit den Geschäftsprozessen und
Funktionen abgestimmt und ange passt?

Vgl. 4 a).
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Fragenkreis 5:
Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den
Geschäftsumfang zum Einsatz von Fi-
nanzinstrumenten sowie von anderen
Termingeschäften, Optionen und Deri va-
ten schriftlich festgelegt? Dazu ge hört:

Entfällt, da der Eigenbetrieb keine ent spre-
chenden Finanzinstrumente einsetzt.

· Welche Produkte/Instrumente dür-
fen eingesetzt werden?

· Mit welchen Partnern dürfen die
Produkte/Instrumente bis zu wel-
chen Beträgen eingesetzt werden?

· Wie werden die Bewertungseinhei-
ten definiert und dokumentiert und
in welchem Umfang dürfen offene
Posten entstehen?

· Sind die Hedge-Strategien beschrie-
ben, z.B. ob bestimmte Stra tegien
ausschließlich zulässig sind bzw. be-
stimmte Strategien nicht durch-ge-
führt werden dürfen (z.B. antizi-pa-
tives Hedging)?

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken
eingesetzt als zur Optimierung von Kre-
ditkonditionen und zur Risikobe gren-
zung?

Entfällt.

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein
dem Geschäftsumfang entsprechendes
Instrumentarium zur Verfügung gestellt
insbesondere in Bezug auf 

Entfällt. 

· Erfassung der Geschäfte

· Beurteilung der Geschäfte zum
Zweck der Risikoanalyse

· Bewertung der Geschäfte zum
Zwecke der Rechnungslegung

· Kontrolle der Geschäfte?
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d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der
Risikoabsicherung (Hedging) dienen de
Derivatgeschäfte und werden Konse-
quenzen auf Grund der Risikoentwick-
lung gezo gen?

Entfällt.

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung an-
gemessene Arbeitsanweisungen erlas-
sen?

Entfällt.

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der
Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick
auf die offenen Positionen, die Risikola ge
und die ggf. zu bildenden Vorsorgen ge-
regelt?

Entfällt. 
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Fragenkreis 6:
Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unter-
nehmens/Konzerns entsprechende In ter-
ne Revision/Konzernrevision? Be steht
diese als eigenständige Stelle oder wird
diese Funktion durch eine andere Stelle
(ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine interne Revision existiert nicht, sie
wird auch in Anbetracht der Größe des Un-
ternehmens nicht für notwendig erachtet. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revi-
sion/Konzernrevision im Unter neh-
men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätig keit
die Gefahr von Interessen konflik ten?

Entfällt.

c) Welches waren die wesentlichen Tätig-
keitsschwerpunkte der Internen Revi-
sion/Konzernrevision im Geschäftsjahr?
Wurde auch geprüft, ob wesentlich mit-
einander unvereinbare Funktionen (z.B.
Trennung von Anweisung und Vollzug)
organisatorisch getrennt sind? Wann hat
die Interne Revision das letzte Mal über
Korruptionsprävention berichtet? Liegen
hierüber schriftliche Revisionsbe richte
vor?

Entfällt. 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungs-
schwerpunkte mit dem Abschlussprüfer
abgestimmt?

Entfällt. 

e) Hat die Interne Revi sion/Konzernrevision
bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und
um welche han delt es sich?

Entfällt. 

f) Welche Konsequenzen werden aus den
Feststellungen und Empfehlungen der
Internen Revision/Konzernrevision gezo-
gen und wie kontrolliert die Interne Re-
vision/Konzernrevision die Umsetzung
ihrer Empfehlungen?

Entfällt. 
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführungstätigkeit anhand der folgenden Fragenkreise zu unter suchen und in
seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 7:
Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäfts-
ordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die vorherige Zustimmung des Über wa-
chungsorgans zu zustimmungspflich ti-
gen Rechtsgeschäften und Maß nahmen
nicht eingeholt worden ist?

Bei unserer Prüfung haben sich keine An-
haltspunkte dafür ergeben, dass die vorhe-
rige Zustimmung des Überwachungsor -
gans zu zustimmungspflichtigen Rechts-
geschäften und Maßnahmen nicht einge-
holt worden ist. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mit-
glieder der Geschäftsleitung oder des
Überwachungsorgans die Zustimmung
des Überwachungsorgans eingeholt?

Solche Kreditgewährungen sind nicht er-
folgt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zu stim-
mungsbedürftig behandelte Maß nah-
men vorgenommen worden sind (z.B.
Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Entsprechende Maßnahmen haben wir
nicht festgestellt. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Geschäfte und Maßnahmen nicht
mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung,
Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans
übereinstimmen?

Wir fanden keine Anhaltspunkte dafür,
dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht
in Übereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften, der Satzung oder Beschlüs-
sen des Werkausschusses bzw. der Ge-
meindevertretung ge führt wur den.
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Fragenkreis 8:
Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen,
Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen,
immaterielle Anlagewerte und Vorräte)
angemessen geplant und vor Realisie-
rung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit,
Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres
stellt die Werkleitung des Eigenbetriebes
ei nen Wirt schaftsplan auf, in dem die In-
vesti tionen und die Finanzierung der In ves-
titionen dar gestellt werden. Dieser Wirt-
schaftsplan wird von den entspre chenden
Gremien diskutiert und geneh migt. Für die
folgenden vier Jahre wurde im Rahmen des
Wirtschaftsplans ein gro ber In vestitions-
plan auf ge stellt.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um
ein Urteil über die Angemessenheit des
Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb
bzw. Veräußerung von Grundstücken
oder Beteiligungen)?

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafür
ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen
zur Preisermittlung nicht ausreichend wa-
ren, um ein Urteil über die Angemessen-
heit des Preises zu ermöglichen.

c) Werden Durchführung, Budgetierung
und Veränderungen von Investitionen
laufend überwacht und Abweichungen
untersucht?

Durchführung, Budgetierung und Verän-
derungen von Investitionen werden lau-
fend von der Werkleitung überwacht. Da-
bei auftretende Abweichungen werden
untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investi-
tionen wesentliche Überschreitungen er-
geben? Wenn ja, in welcher Höhe und
aus welchen Gründen?

Wesentliche Überschreitungen bei den In-
vestitionen haben sich nicht ergeben.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
Leasing- oder vergleichbare Verträge
nach Ausschöpfung der Kreditlinien ab-
geschlossen wurden?

Solche Anhaltspunkte haben sich nicht er-
geben.

VORABZUG
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Fragenkreis 9:
Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeuti ge
Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) er ge ben?

Wir haben im Berichtsjahr die Auftragsver-
gabe zur Attraktivitätssteigerung des Ha-
fenumfeldes und des Rosengartens voll-
stän dig über prüft. Da bei ha ben sich kei ne
An halts punkte für de rar tige Ver stöße er-
ge ben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Ver-
gaberegelungen unterliegen, Kon kur-
renzangebote (z.B. auch für Kapital auf-
nahmen und Geldanlagen) einge holt?

Konkurrenzangebote werden eingeholt
und berücksichtigt.

VORABZUG
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Fragenkreis 10:
Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regel mä-
ßig Bericht erstattet?

Die Berichterstattung an den Werkaus-
schuss und an die Gemeindevertretung er-
folgt in re gel mäßig statt fin den den Aus-
schuss sit zun gen.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffen-
den Einblick in die wirtschaftliche Lage
des Unternehmens/Konzerns und in die
wichtigsten Unternehmens-/Konzern be-
reiche?

Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Be-
richte einen zutreffenden Eindruck von der
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens
vermitteln.

c) Wurde das Überwachungsorgan über
wesentliche Vorgänge angemessen und
zeitnah unterrichtet? Liegen insbeson-
dere ungewöhnliche, risikoreiche oder
nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-
schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehl-
dispositionen oder wesentliche Unter-
lassungen vor und wurde hierüber be-
richtet?

Die Gemeindevertretung und der Werk-
ausschuss wurden zeit nah un ter rich tet.
Un ge wöhnli che, risi korei che oder nicht
ord nungsge mäß ab ge wi ckelte Ge schäfts-
vor fälle lagen nach un se ren Er kenntnissen
nicht vor.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/
Konzernleitung dem Überwachungsor-
gan auf dessen besonderen Wunsch be-
richtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Eine gesonderte Berichterstattung wurde
nicht ein gefor dert.

VORABZUG
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Berichterstattung (z.B. nach § 90
AktG oder unternehmensinternen Vor-
schriften) nicht in allen Fällen aus rei-
chend war?

Derartige Anhaltspunkte haben wir nicht
festgestellt.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde
ein angemessener Selbstbehalt verein-
bart? Wurden Inhalt und Konditionen der
D&O-Versicherung mit dem Über wa-
chungsorgan erörtert?

Nein. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglie der
der Geschäftsleitung oder des Über wa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies
unverzüglich dem Überwachungs organ
offen gelegt worden?

Entfällt. Entsprechende Konflikte wurden
nicht gemeldet.

VORABZUG
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Vermögens- und Finanzlage
anhand der folgenden Fragenkreise zu unter suchen und in seine Berichterstattung
einzubeziehen.

Fragenkreis 11:
Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offen-
kundig nicht betriebsnotwendiges Ver-
mögen?

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges
Vermögen in bemerkenswertem Umfang
be steht nicht.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder nie-
drig?

Es ergaben sich keine auffallend hohen
oder niedrigen Be stände.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Vermögenslage durch im Vergleich
zu den bilanziellen Werten erheblich hö-
here oder niedrigere Verkehrswerte der
Vermögensgegenstände wesentlich be-
einflusst wird?

Über stille Reserven lagen keine Erkennt-
nisse vor. Ebenso gab es im Bereich der
Schwimmhalle keine Anhaltspunkte für
stille Lasten. Es ist nicht aus zu schlie ßen,
dass in der Po si tion Grund und Boden stille
Re serven ent halten sind. VORABZUG
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Fragenkreis 12:
Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach
internen und externen Finanzierungs-
quellen zusammen? Wie sollen die am
Abschlussstichtag bestehenden we-
sent lichen Investitionsverpflichtungen
finan ziert werden?

Zur Kapitalstruktur vgl. Tz. 30 des Prü-
fungsberichtes.

Die bestehenden Investitionsverpflichtun-
gen werden aus Eigen- und Fremdmitteln
sowie  aus Zuschüssen finanziert. Liquidi-
tät wird über Betriebsmittelzuschüsse der
Gemeinde Laboe gesichert.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu
beurteilen, insbesondere hinsichtlich
der Kreditaufnahmen wesentlicher
Konzern gesellschaften?

Es existiert kein Konzern.

c) In welchem Umfang hat das Unter neh-
men Finanz-/Fördermittel ein schließ-
lich Garantien der öffentlichen Hand
erhal ten? Haben sich Anhalts punkte
ergeben, dass die damit ver bun denen
Verpflich tungen und Auflagen des Mit-
telgebers nicht beachtet wurden?

Der Eigenbetrieb erhielt in 2013 Be triebs-
mit tel zu schüs se der Ge mein de Ost seebad
La boe in Hö he von TEUR 620, er verein-
nahmte in 2013 kei ne Fi nanz mit tel im
Rah men der Verlust aus gleichs verpflich-
tung.

Für den Neubau des SFK-Anle gers hat der
Be trieb einen Zu schuss vom LVS Schles-
wig-Holstein in Hö he von TEUR 14 erhal-
ten.

Bei un se rer Prü fung ha ben sich kei ne Sach-
ver halte er ge ben, dass die Ver pflich tungen
und Auf la gen der Mit tel geber nicht beach-
tet wor den sind.

VORABZUG
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Fragenkreis 13:
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme auf
Grund einer evtl. zu niedrigen Eigen ka-
pitalausstat tung?

Die Eigenkapitalausstattung des Eigenbe-
triebes beträgt unter Berücksichtigung der
Verbindlichkeiten gegenüber der Gemein-
de rd. 31 % und ist auf grund der vor han de-
nen Struk tur und der aufga ben be ding ten
Ver lustde ckung durch die Ge meinde als
ange mes sen anzu sehen.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag
(Ausschüttungspolitik, Rücklagen bil-
dung) mit der wirtschaftlichen Lage des
Unternehmens vereinbar?

Es ist ein Verlust erwirtschaftet worden,
der gemäß EigVO von der Gemeinde aus-
zugleichen ist.

VORABZUG
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ertragslage anhand der fol-
genden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzu beziehen.

Fragenkreis 14:
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des
Unternehmens/Konzern nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?

Siehe Erfolgsübersicht, Anlage 10.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von
einmaligen Vorgängen geprägt?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzern-
gesellschaften bzw. mit den Gesellschaf-
tern eindeutig zu unangemessenen Kon-
ditionen vorgenommen werden?

Solche Anhaltspunkte haben sich nicht er-
geben.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer-
und preisrechtlich erwirtschaftet?

Entfällt.VORABZUG
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Fragenkreis 15:
Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die
für die Vermögens- und Ertragslage von
Bedeutung waren, und was waren die
Ursachen der Verluste?

Der Verlust ist durch die dem Eigenbetrieb
über tragenen Aufgaben verursacht. Die
Ver luste schwanken saisonbedingt. Durch
Optimierungen zentraler Leistungen und
der Personalstruktur sowie einer straffe ren
und effizienteren Or ganisa tion soll den
Fehl be trägen entge genge wirkt werden.
Wei ter hin wur den vom Werkleiter un ter-
schiedli che Sze narien für den defizitä ren
Schwimmhallenbereich erarbeitet. 

Es wurde ein Bürgerentscheid für den 21.
September 2014 angesetzt, welcher den
Bür ge rin nen und Bür gern die Möglich keit
bie ten soll, über den Wei terbe trieb der
Schwimm halle ab zu stim men.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen,
um die Verluste zu begrenzen, und um
welche Maßnahmen handelt es sich?

Siehe a).VORABZUG
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Fragenkreis 16:
Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehl-
betrages?

Die verlustbrin genden Tätigkeiten sind
aufgabenbedingt und wegen ihrer Ab hän-
gigkeit von der Wetterlage / Konjunk tur
nur eingeschränkt beeinflussbar. Ursäch-
lich ist weiterhin die nicht kostendecken de
Festlegung von Entgelten, Abgaben und
Gebühren. Bei der Meerwasser schwimm-
hal le handelt es sich um ein strukturelles
Defizit, da die Schwimmhalle nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten nicht kos-
tendeckend betrieben werden kann.

Um dem defizitären Schwimmhallenbe-
reich in Teilen entgegen treten zu können,
wurden die Eintrittsgelder ab Februar 2014
um bis zu 25 % erhöht. Da ne ben wird ein
Plan für die näch sten zehn Jahre ausge ar-
beitet, der die wei tere Ent wicklung des Be-
triebs teils Schwimm halle aufzeigen soll.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet
bzw. sind beabsichtigt, um die Ertrags-
lage des Unternehmens zu verbessern?

Bisher wurden keine Maßnahmen einge-
leitet. Es wurden aber unterschiedliche
Szenarien ausgearbeitet, die Lage des Be-
triebes durch Veränderungen bei der
Meerwasserschwimmhalle zu bessern.

VORABZUG
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Der Eigenbetrieb hat nach § 12 Abs. 1 EigVO für 2013 ei nen Wirt schaft splan aufge-
stellt. Ge mäß § 5 Abs. 1 Nr. 6 der Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit § 97 der
Ge meindeord nung hat die Gemeindevertretung durch Beschluss vom 11. Dezember
2012 den Wirt schaft splan für das Wirtschaftsjahr 2013 festgestellt. Der Nachtrag zum
Wirt schaft splan 2013 wurde am 30. Oktober 2013 festgestellt.

Die Planzahlen zeigten im Vergleich zu den Zahlen des Jahresabschlusses 2013 fol gen-
des Bild:

Gewinn- und
Erfolgsplan Verlustrechnung Abweichung

TEUR TEUR TEUR

1. Umsatzerlöse 1.638 1.464 -174

2. Andere aktivierte Eigenleistungen 0 1 1

3. Sonstige betriebliche Erträge 168 245 77

1.806 1.710 -96

4. Materialaufwand
- Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 236 255 19
- bezogene Leistungen 284 108 -176

520 363 -157

5. Personalaufwand 1.039 1.034 -5

6. Abschreibungen 319 318 -1

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 418 508 90

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 12 1 -11

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 135 102 -33

10. Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäftstätigkeit -613 -614 1

11. Sonstige Steuern 8 8 -1

12 Jahresverlust -621 -622 2

VORABZUG
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Eine Gegenüberstellung der Ansätze des Vermögensplanes 2013 und der Ist-Zahlen
laut Jahresabschluss stellt sich wie folgt dar:

Plan Ist Abweichung
TEUR TEUR TEUR

Einnahmen

1. Zuführung zu Rücklagen 2 0 -2
2. Abschreibungen 319 318 -1
3. Kredite 966 1.024 58
4. Sonstige 380 102 -278

1.667 1.444 -223

Ausgaben

1. Investitionen für
Tourismus 65 112 47
Hafen 1.086 304 -782
Schwimmhalle 0 2 2

Bauhof 24 10 -14
1.175 428 -747

2. Auflösung von Rückstellungen 380 40 -340
3. Auflösung von Zuschüssen 9 0 -9
4. Tilgung von Krediten 103 515 412
5. Sonstige Auszahlungen 0 461 461

1.667 1.444 -223

0 0 0

VORABZUG
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Eigenbetrieb der Gemeinde Ostseebad Laboe
Erfolgsübersicht 2013

Aufwendungen Betrag Betriebsteile einschl. Nebenbetriebe
nach Aufwandsarten  I Tourismus Hafen

halle
Schwimm- Bauhof

EUR EUR EUR EUR
1 2 10a 10b 10c 10d

1 Materialaufwand
a) Bezug von Fremden 362.634,23 47.216,86 57.398,36 233.859,43 24.159,58 
Betriebszweigen
b) Bezug von

207.155,68 192.028,80 9.299,68 5.827,20 
2 Entgelte 811.670,66 147.974,24 70.440,65 289.473,88 303.781,89 

3 Unterstützung
Abgaben für
Soziale Abgaben und

154.619,01 27.322,69 12.426,04 54.028,17 60.842,11 

4 Altersversorgung
Aufwendungen für

68.176,34 12.337,70 5.208,94 24.603,87 26.025,83 
5 Abschreibungen 317.870,17 39.631,90 159.631,11 92.017,55 26.589,61 

6 Aufwendungen
Zinsen und ähnliche

101.856,60 -2.226,82 74.243,42 26.897,77 2.942,23 

7 Zeile 19 auszuweisen)
Steuern (soweit nicht in

8.134,77 687,32 4.193,85 42,37 3.211,23 

8 Wegeentgelte
Konzessions- und

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

9 Aufwendungen
Andere betriebliche

509.466,67 187.831,91 132.763,82 118.946,54 69.924,40 
10 Summe 1 - 9 2.541.584,13 652.804,60 525.605,87 845.696,78 517.476,88 

11 Zurechnung ( + )
Umlage der

Abgabe ( - )
Spalten 3 u. 4

----------

12 Zurechnung ( + )
Leistungsausgleich

----------

Abgabe ( - )
der Aufwandsbereiche

----------
13 Aufwendungen 1 - 12 2.541.584,13 652.804,60 525.605,87 845.696,78 517.476,88 
14 Betriebserträge ----------

Rechnung
a)     nach der GuV-

1.710.264,53 611.594,17 466.657,44 324.783,75 307.229,17 

andere Betriebszweige
b)     aus Lieferungen an

208.128,00 0,00 0,00 0,00 208.128,00 
15 Betriebserträge insgesamt 1.918.392,53 611.594,17 466.657,44 324.783,75 515.357,17 
16 Betriebsergebnis -623.191,60 -41.210,43 -58.948,43 -520.913,03 -2.119,71 

(+ = Überschuss
- = Fehlbetrag)

17 Finanzerträge 1.433,68 

18 Ergebnis einschl. der
Außerordentliches

Sonderpostens mit
Veränderung des

Rücklagenanteil 0,00

19 und vom Ertrag
Steuern vom Einkommen

0,00
20 Unternehmensergebnis -621.757,92 

(+ = Jahresgewinn
- = Jahresverlust)
(+ = Jahresgewinn
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